Welche Erfahrungen machen Schülerinnen und Schüler im Gespräch mit Abgeordneten?: Der Landtag als außerschulischer Lernort by Wetzel, Markus
Welche Erfahrungen machen Schülerinnen und Schüler 
im Gespräch mit Abgeordneten? 
-
Der Landtag als außerschulischer Lernort









Prof. Dr. Anja Besand





2.1 Zum Begriff des außerschulischen Lernorts................................................................3
2.2 Außerschulisches Lernen im Politikunterricht..............................................................6




2.3 Anforderungen an die Akteure im Landtag................................................................14
3 Ethnografie, teilnehmende Beobachtung und „Dichte  Beschreibung“............................20
3.1  Ethnografische Forschung........................................................................................20
3.2 Teilnehmende Beobachtung......................................................................................22
3.3 Dichte Beschreibung..................................................................................................24
4 Der Sächsische Landtag als Forschungsfeld...................................................................26
4.1 Zugang zum Feld.......................................................................................................26
4.2 Rahmenbedingungen für den Aufenthalt im Landtag................................................28
5 Auswertung der Daten......................................................................................................30
6 Dichte Beschreibung der Interaktionen zwischen  Schulklassen und Abgeordneten......32
7 Fazit...................................................................................................................................46




Im Lauf  ihrer  Schulzeit  bekommt ein Großteil  der sächsischen Schülerinnen 
und Schüler die Gelegenheit den Landtag in Dresden zu besuchen. Obwohl im 
Lehrplan  nicht  vorgeschrieben,  wird  die  Möglichkeit  doch  von  vielen 
Lehrkräften, besonders in den Fächern Gemeinschaftskunde oder Sachkunde, 
genutzt,  um  ihren  Klassen  einen  direkten  Einblick  in  das  politische 
Tagesgeschäft  zu ermöglichen. Trotz der häufigen Nutzung dieses Angebots 
existieren  nur  sehr  wenige  empirische  Untersuchungen,  die  aus  einer 
didaktischen  Perspektive  das  Potential,  aber  auch  die  Schwierigkeiten  und 
Herausforderungen eines solchen Besuches in den Blick nehmen. An dieser 
Stelle  setzt  die  vorliegende  Arbeit  an  und  soll  zum  Verständnis  der 
interaktionellen  Vorgänge  zwischen  Lernenden,  Lehrenden  und  politischen 
Akteuren beitragen. 
Vor der Entwicklung der Forschungsfrage „Welche Erfahrungen machen 
Schülerinnen und Schüler im Gespräch mit Abgeordneten?“ stand zunächst die 
forschungsleitende Grundannahme, dass als Resultat mangelnder Vorbereitung 
aller Beteiligten großes pädagogisches Potential bei den Besuchen verschenkt 
wird.  Diese  Annahme entstand  aus  den  eigenen  Erfahrungen  während  der 
Schulzeit und ebenso durch Gespräche im privaten Umfeld. Die Beschränkung 
der  Untersuchung  auf  die  Gespräche  zwischen  den  Lernenden  und  den 
Abgeordneten  ergab  sich  einerseits  aus  dem  Interesse  die  direkten 
Begegnungen  zwischen  den  Beteiligten  zu  untersuchen,  da  Abgeordnete  in 
diesen Situationen zu Akteuren der politischen Bildung werden. Andererseits 
war die Beschränkung schon aus organisatorischen Gründen notwendig um die 
Untersuchung überhaupt im Rahmen dieser Arbeit durchführen zu können.
Der zweite Kapitel dieser Arbeit bildet das theoretische Fundament und 
es  werden  allgemeindidaktische  Konzepte  und  Definitionsansätze  von 
außerschulischen Lernorten vorgestellt und auf den Landtag angewandt. Dies 
dient dazu, das Geschehen im Landtag in einen Bezug zur Schule zu setzen, 
zu  überprüfen,  ob  der  Sächsische  Landtag  als  außerschulischer  Lernort 
bezeichnet werden kann und welche methodischen und didaktischen Zugänge 
sich zu diesem Lernort bieten. Im Zuge dessen werden mit der Erkundung und 
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der Expertenbefragung zwei Makromethoden konkret vorgestellt, da diese den 
Schülertätigkeiten  entsprechen,  welche  im  Landtag  durchgeführt  werden. 
Diesen Überlegungen folgend werden außerdem Anforderungen an die Akteure 
vor  Ort  formuliert,  welche  sich  aus  didaktischen  Prinzipien  der  politischen 
Bildung ergeben und eingehalten werden sollten um einem außerschulischen 
Lernort gerecht zu werden.
Im dritten und vierten Kapitel  werden das methodische Vorgehen und 
das Forschungsfeld Landtag vorgestellt. Da die empirische Untersuchung auf 
dem  qualitativen  ethnografischen  Forschungsstil  beruht,  wird  zunächst  ein 
kurzer Überblick über die ethnografische Forschungstradition gegeben, an die 
sich eine theoretische Erläuterung der teilnehmenden Beobachtung anschließt. 
Den  Abschluss  des  dritten  Kapitels  bildet  die  Vorstellung  der  „dichten 
Beschreibung“  nach  Clifford  Geertz,  welche  für  diese  Arbeit  als 
Darstellungsmethode  gewählt  wurde.  Zum  besseren  Verständnis  meines 
zweimonatigen  Feldaufenthalts  ist  es  außerdem notwendig  die  spezifischen 
Charakteristika des Forschungsfeldes zu erläutern, was in Kapitel 4 erfolgt.
Nachdem  in  Kapitel  5  eine  kurze  Darstellung  zur  Auswertung  der 
erstellten  Beobachtungsprotokolle  erfolgte,  schließt  sich  mit  Kapitel  6  das 
Kernstück meiner Arbeit an. Auf der in Kapitel  3 vorgestellten methodischen 
Grundlage  der  „dichten  Beschreibung“  werden  einige  besonders 
aussagekräftige Ausschnitte aus den Gesprächen dargestellt und interpretiert. 
Ausgehend von der  Überlegung,  die  Interaktionen zwischen Lernenden und 
Abgeordneten als Manifestationen kultureller Lebenswelten zu betrachten, wird 
durch die dichte Beschreibung versucht das Geschehen in den Gesprächen 
aus einem pädagogischen Blickwinkel zu erfassen. Anhand des empirischen 
Materials werden Bedeutungsstrukturen und implizite Inhalte herausgearbeitet, 
welche auf ihre Übereinstimmung mit den didaktischen Prinzipien und den in 
der politischen Bildung angestrebten Kompetenzen überprüft werden. 
Das letzte Kapitel stellt  eine Zusammenfassung der Untersuchung dar 
und  soll  einen  Ausblick  auf  mögliche  Verbesserungen  der  pädagogischen 
Qualität und didaktischen Ausgestaltung der Gespräche geben. 
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2 Außerschulische Lernorte
Im folgenden Kapitel dieser Arbeit werden verschiedene theoretische Konzepte 
vorgestellt,  die  zur  Erhellung  des  Themengebiets  der  außerschulischen 
Lernorte  beitragen  sollen.  Einer  allgemeinen  Einordnung  und  Definition  des 
Begriffs  folgt  eine  spezifischere  Betrachtung  aus  dem  Blick  der  politischen 
Bildung.
2.1 Zum Begriff des außerschulischen Lernorts
Zunächst  gilt  es  einige  begriffliche  und  theoretische  Bestimmungen 
vorzunehmen, da es vielfältige Kategorisierungen von Lernorten gibt, und auch 
verschiedene  Definitionsansätze  was  unter  einem Lernort  zu  verstehen  sei. 
Dies  soll  außerdem dabei  helfen  festzustellen,  ob  der  Sächsische  Landtag 
überhaupt als (außerschulischer) Lernort bezeichnet werden kann.
Eine  erste,  recht  grobe,  Einteilung  kann  in  primäre  und  sekundäre 
Lernorte  erfolgen.  Als  primäre Lernorte  sind all  jene Orte zu verstehen,  die 
ausschließlich pädagogischen Zwecken dienen, also beispielsweise Schulen, 
Universitäten  und  Ausbildungsbetriebe  (vgl.  Thomas  2009,  in:  Baar; 
Schönknecht  2018,  S.  16).  Im  Gegensatz  dazu  dienen  sekundäre  Lernorte 
hauptsächlich  nichtpädagogischen  Zwecken  und  werden  erst  durch  „den 
Einbezug in den Unterricht zu Lernorten“ (ebd.). Wichtig für die Kategorisierung 
ist es, dass an sekundären Lernorten „gezielt und gewollt gelernt wird, sie aber 
vorrangig andere Aufgaben erfüllen“ (Salzmann 2007, zit. in: ebd.). Sie dienen 
also grundsätzlich als Ergänzung zu primären Lernorten.  Dieser  Einordnung 
folgend lässt sich der Sächsische Landtag als sekundärer Lernort bezeichnen, 
da er offensichtlich nicht hauptsächlich als Bildungseinrichtung fungiert, jedoch 
trotzdem pädagogisch – didaktische Angebote bereitstellt. 
Es  gibt  allerdings  noch  weitere,  etwas  spezifischere  Konzepte  um 
Lernorte zu kategorisieren. Interessant, und meiner Meinung nach gut geeignet 
um den  Sächsischen  Landtag  zu  beschreiben,  ist  der  Ansatz  von  Plessow 
(2015).  Hier  wird  außerschulisches  Lernen  in  schulbezogen und 
schulkomplementär unterteilt.  Schulbezogenes  außerschulisches  Lernen  ist 
3
demzufolge ein räumliches Verlagern des Unterrichts aus dem Klassenraum 
heraus, wobei die Organisation und Verantwortung weiterhin schulisch bleibt 
(vgl. Plessow 2015, in: ebd., S. 17). 
Schulkomplementäres außerschulisches Lernen findet ebenfalls nicht im 
Klassenraum statt,  allerdings werden zusätzlich  noch Bildungsangebote  von 
„sachkundigen  Einrichtungen“  (Plessow 2015,  zit.  in:  ebd.)  wahrgenommen, 
welche von der Schule allein nicht bereitgestellt werden können (vgl. ebd.).
Den  Sächsischen  Landtag  nach  dieser  Beschreibung  als 
schulkomplementären  außerschulischen  Lernort  zu  bezeichnen  scheint 
sinnvoll, da im Landtag Bildungsangebote wahrgenommen werden können, die 
in  Schulen  nicht  existieren  oder  nur  äußerst  schwierig  umsetzbar  wären 
(beispielsweise Rollenspiele im Plenarsaal, Beobachtung von Plenarsitzungen, 
Gespräche mit mehreren Abgeordneten).
Baar und Schönknecht weisen allerdings darauf hin, dass nicht allein das 
reine Vorhandensein eines pädagogisch – didaktischen Angebots und dessen 
(nicht)  Nutzung  einen  außerschulischen  Lernort  ausmacht,  sondern  die 
räumliche  Verortung  außerhalb  der  Institution  Schule  und  vor  allem seinen 
Bezug zum Unterricht (vgl. ebd., S. 19). Sind diese Kriterien erfüllt, kann jeder 
Ort zu einem außerschulischen Lernort werden. 
Ein anderer Ansatz zur Klassifikation außerschulischer Lernorte wird von 
Sauerborn und Brühne vorgestellt. Sie teilen außerschulische Lernorte in  die 
Natur (belebt und unbelebt), die Kulturwelt, Orte und Stätten der menschlichen  
Begegnung  und die Arbeits- und Produktionswelt ein (vgl. Sauerborn; Brühne 
2009, S. 81). Parlamente werden von den Autoren zwar nicht direkt einer der  
Kategorien  zugeordnet,  wohl  aber  werden  öffentliche  Einrichtungen  im 
allgemeinen  genannt  und  diese  wiederum der  Kulturwelt  zugerechnet.  Dies 
erscheint  zunächst  durchaus  sinnvoll,  da  der  Landtag  als  Institution  eine 
kulturelle Errungenschaft darstellt, und „Kultur wird generell als die Gesamtheit  
aller menschlichen Erzeugnisse und Leistungen deklariert“ (ebd., S. 83). Der 
Fokus bei einem Besuch von Schulklassen liegt jedoch nur zum Teil auf dem 
Kennenlernen des Landtags als Ort  oder Kulturobjekt,  sondern vielmehr auf 
den  Interaktionen  der  an  diesem  Ort  handelnden  Akteure.  Sauerborn  und 
Brühne  beschreiben  die  Kategorie  Orte  und  Stätten  der  menschlichen 
Begegnung als „Räume, wo sich Menschen unterschiedlicher Gruppierungen 
4
gemeinsam  einfinden  und  die  Intention  verfolgen,  sich  gegenseitig 
auszutauschen, gemeinsam zu kommunizieren oder interagieren zu können“ 
(ebd., S. 85). Dies beschreibt sehr genau, was ein Parlament ist, nämlich ein 
Ort der politischen Kommunikation. Daher ist es schlüssig ein Parlament als 
Mischform aus  der  Kulturwelt  und  einem Ort  der  menschlichen  Begegnung 
klassifizieren. 
Die  bisher  vorgestellten  Ansätze  sind  eher  der  Allgemeinen  Didaktik 
zuzuordnen und es soll jetzt noch die Perspektive der Politikdidaktik betrachtet 
werden. Joachim Detjen hat außerschulische Lernorte nach ihren Sachgebieten 
in vier Gruppen kategorisiert. Er unterscheidet Politik und Verwaltung (Rathaus, 
Landtag,  etc.),  öffentliche  Infrastruktur  (Krankenhaus,  Polizei,  Feuerwehr, 
öffentliche  Gewässer,  etc.), Wirtschaft  und  Gesellschaft  (Industriebetriebe, 
Kirchengemeinden,  Märkte,  etc.)  und schließlich  Kultur,  Medien und Freizeit  
(Museen,  Denkmäler,  Sportstätten,  etc.)  (vgl.  Detjen  2013  S.  369).  Diese 
Einteilung erinnert  an den Vorschlag von Sauerborn und Brühne,  ist  jedoch 
speziell auf die politische Bildung begrenzt.
Peter  Massing  stellt  einen  weiteren  Ansatz  zur  Erschließung 
außerschulischer  Lernorte  im  Politikunterricht  vor,  in  dem  er  Institutionen 
verschiedener  Ebenen  (z.  B.  Parlamente,  Stiftungen,  Gedenkstätten, 
Bibliotheken) als „Träger spezifischer politischer Informationen“ (Massing 2010, 
zit. in: Besand; Sander 2010, S. 226) bezeichnet und diese somit zu Medien 
der politischen Bildung werden. Er plädiert dafür, politische Institutionen nicht 
nur als Unterrichtsgegenstand zu betrachten, sondern eben als Lernort welcher 
dann über den Status des Inhalts hinaus geht zu einem Lernmedium wird (vgl.  
ebd.,  S.  227).  Auch  hier  wird  eine  Einteilung  der  Institutionen  (und  somit 
potentiellen Lernorte) vorgenommen, welche wiederum an die Kategorien von 
Detjen  erinnern:  Politische  Institutionen  (Gerichte,  Parlamente,  etc.), 
Gesellschaftlich – politische Institutionen  (Vereine,  Parteien,  Verbände, etc.), 
Historisch  –  kulturelle  Institutionen  (Gedenkstätten,  Theater,  Museen,  etc.), 
ökonomische Institutionen (Unternehmen, Agenturen für Arbeit, etc.),  Bildungs 
– und Wissenschaftsinstitutionen (Schulen, Universitäten, etc.) (vgl. ebd.).
Es fällt auf, dass die Ansätze Sauerborns und Brühnes, sowie die von Detjen 
und Massing recht ähnlich sind und sich hauptsächlich in ihrer Terminologie 
unterscheiden. Dies macht sie für sich genommen nicht weniger brauchbar, sie 
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bleiben  aber  recht  oberflächlich,  daher  bleibt  für  den  Fall  des  Sächsischen 
Landtags  die  Kategorisierung  nach  Plessow  als  schulkomplementärer 
außerschulischer Lernort am stichhaltigsten. 
2.2 Außerschulisches Lernen im Politikunterricht
2.2.1 Theoretische und didaktische Zugänge
Der Besuch außerschulischer  Lernorte  im Politikunterricht  bietet  eine  ganze 
Reihe von Chancen und Herausforderungen. Das folgende Kapitel befasst sich 
mit der Frage, wie außerschulische Lernorte im Allgemeinen (und der Landtag 
im Speziellen) für Lernende nutzbar und didaktisch zugänglich gemacht werden 
können. Ähnlich wie in der Allgemeinen Didaktik haben sich auch eine Vielzahl  
von  Autoren  der  Politikdidaktik  mit  diesem  Thema  auseinandergesetzt.  Es 
sollen an dieser Stelle nur einige Konzepte wichtiger politikdidaktischer Autoren 
vorgestellt werden, ohne dabei Anspruch auf Vollständigkeit erheben zu wollen. 
Da politische Vorgänge aufgrund ihrer Komplexität nur schwer als Ganzes 
durchschaut  und  verstanden  werden  können,  werden  sie  im  Unterricht 
didaktisch  reduziert.  Dies  geschieht  durch  Nutzung  abstrakter  Begriffe  und 
durch  Verallgemeinerungen,  welche  zwar  die  didaktische  Reduktion 
gewährleisten, politische Wirklichkeit jedoch nicht greifbarer machen. Hier liegt 
der größte Nutzen von direkten Begegnungen mit politischen Vorgängen vor 
Ort,  da  sie  einen  „direkteren,  erlebnisbezogenen  Zugang  zu  zentralen 
Politikbereichen“  (Ackermann  1988,  S.  15)  ermöglichen.  Bei  den  von 
Ackermann angesprochenen zentralen Politikbereichen handelt es sich um die 
aus der Politikwissenschaft bekannte Einteilung in polity (Politikformen), policy 
(Politikinhalte) und politics (Politik als Prozess) (vgl. ebd., S. 14), welche selbst 
vor  allem  ein  Analyseinstrument  ist  und  eine  sprachliche  Differenzierung 
ermöglicht.  In  der  politischen  Wirklichkeit  erscheinen  die  drei  Dimensionen 
allerdings nicht so scharf getrennt (vgl. Sauerborn, Brühne 2009, S. 42). 
Bezogen  auf  Parlamente  als  außerschulische  Lernorte  sind  die 
abstrakten politischen Dimensionen für die Lernenden nunmehr direkt erlebbar, 
indem sie mit den formalen Abläufen im Parlament (polity), den Akteuren und 
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deren Aufgaben (policy) und den damit verbundenen Entscheidungsprozessen 
(politics)  konfrontiert  werden.  Es  kommt  also  hier  zu  einer  Verbindung  von 
abstraktem  und  konkretem  Lernen.  Es  bietet  sich  außerdem  an,  diese 
Dimensionen  zur  Vor-  und  Nachbereitung  eines  Besuchs  im  Parlament  zu 
nutzen um das dort erlebte sprachlich fassen zu können (vgl. ebd.).
Weitere  Chancen  sieht  Ackermann  darin,  dass  beim  Besuch  von 
außerschulischen  Lernorten  verschiedene  Methodenkompetenzen  erworben 
werden  können,  wie  beispielsweise  Beobachtungen,  Befragungen  und 
Methoden zur Auswertung des Erlebten. Auch das soziale Lernen spielt eine 
Rolle,  da die  Lernenden während des Besuches verschiedene Perspektiven 
kennenlernen  und  auch  einnehmen können.  Es  geht  auch  darum eventuell 
vorhandene Distanzen und Ängste zu überwinden, wie es beispielsweise beim 
diskutieren mit Mandatsträgern der Fall ist (vgl. Ackermann 1988, S. 17 f.).
Um  Institutionen  als  Lernorte  für  Lernende  nutzbar  zu  machen  stellt 
Massing verschiedene didaktische Prinzipien vor, welche aus der Politikdidaktik 
bekannt sind, nur das er sie konkret auf außerschulisches Lernen bezieht und 
nicht auf Politikunterricht im Allgemeinen. 
Durch  Realitätsbegegnung  und  Erfahrungsorientierung soll  versucht 
werden  politische  Realität  direkt  und  ungefiltert  zu  erfahren.  Hier  geht  es 
darum, Inhalte aus dem Unterricht, welche meist in schriftlicher oder bildlicher 
Form präsentiert werden, in der vorgefundenen Wirklichkeit des Lernortes zu 
erkennen und zu analysieren (vgl. Massing 2010 S. 228). Er zeigt dabei zwei 
Zugänge  auf,  den  subjektbezogenen einerseits  und  den  objektbezogenen 
andererseits. 
Bei  ersterem  geht  es  darum,  an  Alltagserfahrungen  der  Lernenden 
anzuknüpfen und diese in eine „aufgabenhaltige Situation im Zusammenhang 
mit den unterschiedlichen Institutionen“ (ebd.) zu bringen. 
Der  objektbezogene Zugang setzt  bei  der  Institution selbst an und will 
deren Bedeutung für die Lebenswelt der Lernenden verdeutlichen (vgl. ebd.).  
Für  das  Parlament  als  Lernort  erscheint  der  objektbezogene  Zugang  als 
fruchtbar, da die Lernenden die Möglichkeit bekommen vor Ort die Reichweite 
der  Institution  zu  erfahren  und  Fragen  aus  der  eigenen  Lebenswelt  an  die 
beteiligten Akteure zu richten. Gerade im Hinblick darauf, dass für die meisten 
Schulklassen  ein  Parlamentsbesuch  ein  singuläres  Ereignis  bleibt  und  der 
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Lernort nicht regelmäßig aufgesucht wird, erscheint es sinnvoll den Lernenden 
den direkten Einfluss der Institution auf ihre Umwelt bewusst zu machen. 
Die Prinzipien der Binnenorientierung und Problemorientierung setzen die 
beteiligten Akteure in den Fokus und sollen eine Auseinandersetzung mit deren 
Einstellungen und Zielen ermöglichen. Diese stehen in einem „Spannungsfeld 
von  Handlungsspielräumen  und  institutionellen  Zwängen“  (ebd.)  und  der 
Problemgehalt  des  politischen  Entscheidungsprozesses  wird  durch  diese 
Perspektive deutlich. Hier ist ein Brückenschlag zwischen der Lebenswelt der 
Lernenden und der dort verorteten politischen Probleme, und der politischen 
Welt  mit  den  dort  verorteten  Lösungsmöglichkeiten  und  -schwierigkeiten 
möglich. Weiterhin werden durch den problem- und binnenorientierten Zugang 
„Verknüpfungen,  Vernetzungen  und  Abhängigkeiten  der  Institutionen  von 
anderen  politisch  –  gesellschaftlichen  Dimensionen“  (ebd.)  offenbar  und 
können untersucht werden.
Das dritte vorgestellte didaktische Prinzip ist die  Handlungsorientierung.  
Massing trennt dieses Prinzip in zwei Ansätze auf. In Bezug auf Institutionen ist  
damit  das  Handeln  der  Institutionen  und  das  Handeln  innerhalb  der 
Institutionen  gemeint  (vgl.  ebd.).  Handlungsorientierung  als  generelles 
didaktisches  Prinzip  der  politischen  Bildung  meint,  dass  Lernende  befähigt 
werden  sich  den  Lerngegenstand,  in  diesem Fall  eine  politische  Institution, 
selbst handelnd zu erschließen (vgl. ebd.). 
2.2.2 Methodische Zugänge
Der folgende Abschnitt befasst sich mit den zwei häufigsten Methoden, die zur  
Erschließung des außerschulischen Lernorts  Landtag zum Einsatz kommen. 
Beide  sind  nicht  getrennt  voneinander  zu  betrachten,  sondern  die 
Expertenbefragung  kann  als  Bestandteil  und  Erweiterung  der  Erkundung 
gesehen werden.
2.2.2.1 Die Erkundung
In der didaktischen Fachliteratur begegnet dem Leser immer wieder der Begriff  
Erkundung  zur  Beschreibung des methodischen Vorgehens beim Aufsuchen 
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eines außerschulischen Lernortes.  Jedoch ist  eine  einheitliche Nutzung des 
Begriffs  nicht  zu  finden,  die  verwendeten  Begriffe  wie  Besuch,  Exkursion, 
Erkundung und  Unterrichtsgang werden  mitunter  synonym  verwendet  und 
vermengt. Allerdings verbirgt sich hinter jedem dieser Begriffe eine Methode mit 
unterschiedlichem didaktischem Gehalt. Um diese begriffliche Gemengelage zu 
verdeutlichen bietet es sich an, die Ansätze von Detjen, sowie von Baar und 
Schönknecht gegenüber zu stellen. Ersterer untersucht verschiedene Varianten 
der Makromethode  explorative Untersuchung auf ihren didaktischen Anspruch 
hin und entwickelt dabei eine Art Hierarchie.
Die  zwei  anspruchsvollsten  Varianten  sind  die  Erkundung und  die 
Sozialstudie,  die  sich  dahingehend  unterscheiden,  dass  die  Sozialstudie 
wissenschaftspropädeutische Züge hat und mit komplexeren Fragestellungen 
einher geht. Gemeinsam ist Beiden, dass sie intensiver Vor- und Nachbereitung 
bedürfen und mit  konkreten Aufgabenstellungen und Beobachtungsaufträgen 
verbunden  sind.  Generell  versteht  Detjen  unter  einer  Erkundung  eine  auf 
Interaktion ausgelegte, intensiv geplante und vorbereitete, reale Begegnung mit 
einem  bestimmten  Ausschnitt  der  Welt  (vgl.  Detjen  2013,  S.  367f.).  Bei 
Erkundungen schlägt der Autor einen in Phasen unterteilten Ablauf vor: 1. die 
Vorbereitung des Lehrenden und der Lernenden, 2. die eigentliche Erkundung 
(als  Allein-,  Gruppen-  oder  Klassenerkundung)  und  3.  die  Auswertung  (vgl. 
Detjen 2013, S. 269f.). Was die genannten Phasen genau beinhalten wird an 
dieser Stelle nicht vorgestellt und kann bei Detjen nachgelesen werden. 
Als  Vorstufe der Erkundung wird der  Unterrichtsgang genannt,  welcher 
didaktisch weniger anspruchsvoll ist und „keine Unterrichtseinheit konstituiert“ 
(ebd., S. 364).
Die  Besichtigung oder  der  Besuch zählen  ebenfalls  zur  explorativen 
Untersuchung, werden vom Autor allerdings als „Schwundstufe der Erkundung“ 
(ebd., S. 365) bezeichnet und er merkt weiterhin an, dass die Begriffe trotzdem 
oftmals  mit  der  Erkundung  gleichgesetzt  und  vertauscht  werden.  Diese 
Methoden  dienten  lediglich  der  Informationsbeschaffung,  seien  aber 
grundsätzlich eher ungeeignet, da die Lernenden eine rein passive Rolle des 
Rezipienten einnähmen. Bei einer zu langen Dauer der Besichtigung und ohne 
die Möglichkeit die entstandenen Fragen vor Ort zu klären, käme es zu einer 
Überforderung der Lernenden und eine undifferenzierte Oberflächlichkeit wäre 
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die Folge (vgl. ebd.). 
Baar  und  Schönknecht  nutzen  ebenfalls  den  Begriff  Unterrichtsgang, 
welcher  der  Auseinandersetzung  mit  verschiedenen  außerschulischen 
Lernorten dienen soll und sich von Detjens Definition der Erkundung lediglich 
darin  unterscheidet,  dass er  höchstens einen Unterrichtsvormittag  andauert. 
Aus analytischen Gründen differenzieren die Autoren Unterrichtsgänge in zwei 
Unterarten, den Lehrgang und den Lerngang. Beide unterscheiden sich in ihrer 
didaktischen Zielstellung und erscheinen in der Praxis nicht so scharf getrennt, 
sondern meist als Kombination. Der Lehrgang dient der Vermittlung von Wissen 
indem am Lernort Inhalte präsentiert werden (von Experten, von Lehrenden, 
durch Medien), welche von den Lernenden verarbeitet werden sollen.
Ein  Lerngang geht  den  umgekehrten  Weg  und  stellt  das  eigene 
handlungsorientierte  Auseinandersetzen  der  Lernenden  mit  den  vor  Ort 
vorgefundenen Inhalten in den Mittelpunkt  (vgl.  Baar,  Schönknecht 2018, S. 
84).
Auch der Begriff  Erkundung wird von Baar und Schönknecht verwendet. 
Bezugnehmend  auf  Burk  und  Claussen  wird  die  Erkundung  als  intensive 
Auseinandersetzung mit  Lerngegenständen vor  Ort  beschrieben,  welche vor 
allem bei außerschulischen Lernorten die lediglich einmalig aufgesucht werden 
können geeignet sei. Eine intensive Vor- und Nachbereitung wird hier ebenfalls 
als unabdingbar gesehen (vgl. Burk, Claussen 1998, in: ebd., S. 82). 
Gaßmann und Nagel,  welche sich mit  Landtagen als außerschulischen 
Lernorten  befasst  haben,  verwenden  den  Begriff  Besuch  aber  beschreiben 
inhaltlich  eine  Erkundung.  Dies  wird  deutlich,  wenn  sie  darlegen,  welche 
Intention (nach Meinung der Autoren) beim Aufsuchen des Lernortes Landtag 
verfolgt wird. Sie rücken die persönliche Kontaktaufnahme der Lernenden mit 
den Abgeordneten, sowie Überprüfung von im Vorfeld gewonnen Erkenntnissen 
vor Ort in den Mittelpunkt (vgl. Gaßmann, Nagel 1988, in: Ackermann 1988, S. 
99) . Dies lässt sich mit Detjens Definition von Erkundung in Einklang bringen, 
jedoch nicht  mit  der  Definition von Besuch,  was die eingangs beschriebene 
uneinheitliche Begriffsverwendung deutlich macht.
Spezifisch bei der Erkundung politischer Institutionen haben Erkundungen 
drei  Zwecke  zu  erfüllen  und  bedienen  sich  dafür  der  Arbeitstechniken 
Beobachtung und  Befragung  (vgl.  Massing  2010,  S.  230).  Erstens  sind 
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politische  Institutionen  immer  Verobjektivierungen  einer  Idee.  Diese  Idee 
schlägt sich in der tatsächlichen Ausgestaltung, sowie dem Agieren innerhalb 
der Institution nieder und die Lernenden sollen die Zusammenhänge von der 
ursprünglichen Idee und der vorgefundenen Institution erkennen können (vgl. 
ebd.). Im Bezug auf Parlamente bedeutet dies, dass sie die Objekt gewordene 
Idee der Demokratie sind und ihre Erscheinungsform dies auch widerspiegelt. 
Zweitens müssen durch eine Erkundung die Interessen, sowie die Arten 
der  Interessenbefriedigung  und  -durchsetzung  der  Institution  erkennbar 
werden. Gemeint ist damit, das Verfahrensweisen, die der Institution eigen sind, 
dahingehend  analysiert  werden  inwiefern  sie  der  Durchsetzung 
gesellschaftlicher Interessen dienen.
Drittens  soll  die  Erkundung  von  Institutionen  dazu  befähigen,  ihre 
„interessen-  und  ideologiegebundene  Präsentation“  (Weißeno  2000,  zit.  in: 
ebd.)  zu  durchschauen,  was  wiederum  die  Anwendung  gewisser 
Arbeitstechniken und Methoden notwendig macht (vgl. ebd.).
Für den weiteren Verlauf dieser Arbeit wird, wenn von einem Besuch des 
Landtags die Rede ist, stets die Makromethode  Erkundung  in der Lesart von 
Massing gemeint sein. Diese Definition zu nutzen erscheint geeignet, da sie der 
Komplexität  des  außerschulischen  Lernorts  Landtag  gerecht  wird  und 
außerdem noch eine weitere, im folgenden Abschnitt vorgestellte, Methode mit 
einschließt.
2.2.2.2 Die Expertenbefragung
Eine  weitere  Methode,  die  bei  einer  Erkundung  von  außerschulischen 
Lernorten eine zentrale Rolle spielt (im Sächsischen Landtag ist sie zwar kein 
verbindlicher, aber doch oft genutzter Bestandteil einer jeden Erkundung durch 
Schulklassen) ist die Expertenbefragung.
Die Expertenbefragung ist in der Fachliteratur methodisch klar umrissen 
und folgt spezifischen Kriterien und Anforderungen. Wer als Experte für eine 
Befragung  in  Frage  kommt  ist  sehr  breit  gefächert  und  sollte  nicht  zu  eng 
ausgelegt  werden.  Grundsätzlich  ist  jede  Person  geeignet,  die  in  einem 
bestimmten Sachgebiet über vertieftes Wissen verfügt. Dieses Spektrum reicht 
vom  Schulumfeld  (z.B.  ein/e  Schulleiter/in  als  Experte/in  für  schulische 
Verwaltungsfragen)  bis  hin  zu  Vertretern  von  bestimmten  Institutionen  (z.B. 
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Landtagsabgeordnete,  Vertreter/innen von Umweltschutzorganisationen usw.) 
(vgl.  Baar,  Schönknecht  2018,  S.  77).  Diese  Experten  gelten  als  Vermittler 
zwischen Schule und Lebenswelt,  da sie  über  umfangreiches theoretisches, 
sowie  praktisches  Wissen  verfügen  und  einen  reichen  Erfahrungsschatz  in 
ihrem  jeweiligen  Fachgebiet  vorweisen  können  (vgl.  ebd.). 
Expertenbefragungen  können  für  Lernende  von  großem  Reiz  sein,  da  die 
Befragungen auch immer eine Konfrontation mit Unerwartetem und Fremdem 
darstellen. Sie öffnen Zugänge zu lebensweltlichen und Wissensbereichen, die 
ansonsten  für  Schülerinnen  und  Schüler  verschlossen  bleiben  würden  (vgl. 
Moegling 2010, S. 203). 
Eine große Chance der Expertenbefragung ist es, zur Methoden- , Urteils- und 
Handlungskompetenz  der  Schülerinnen  und  Schüler  beizutragen  und 
außerdem durch den Diskurs mit den Experten auch die Sozialkompetenz der 
Lernenden zu stärken. Durch die intensive inhaltliche Vorbereitung, also dem 
Entwickeln von strukturierten Fragen,  durch die eigentliche Durchführung,  in 
der es auch den Mut erfordert einem Experten zu widersprechen oder kritische 
Nachfragen  zu  stellen,  und  auch  durch  die  nachfolgende  Evaluation  der 
Befragung  wird  die  Methode  der  Expertenbefragung  zu  einem brauchbaren 
Werkzeug für die Schülerinnen und Schüler (vgl. ebd., S. 230f.). 
Doch wie bereits angeklungen ist, ist die Vor- und Nachbereitung dieser 
Methode unerlässlich. Generell wird empfohlen, sowohl die Experten auf die 
Lerngruppe  vorzubereiten,  als  auch  die  Lerngruppe  auf  die  Experten.  Die 
Experten über den Kenntnisstand der Schulklasse zu informieren bietet sich vor 
allem an, wenn der Experte zum Gespräch in die Schule kommt und daher im 
Vorfeld im Austausch mit der Lehrkraft  steht (vgl.  Detjen 2013, S. 366).  Bei 
Expertenbefragungen  im  Landtag  ist  dies  schon  aus  organisatorischen 
Gründen schwer  umzusetzen.  Die  Abgeordneten erhalten  im Vorfeld  jedoch 
eine  hausinterne  E-Mail  in  dem  sie  über  Alter  und  Herkunft  der  Klasse 
unterrichtet werden. Die Vorbereitung der Klasse auf die Experten gestaltet sich 
hingegen  einfacher,  da  die  Lehrkräfte  vor  dem  Besuch  im  Landtag  einen 
Wunsch  äußern  können,  mit  welchen  Abgeordneten  sie  sprechen  möchten. 
Wenn der gewünschte Abgeordnete nicht verfügbar sein sollte schickt dieser 
einen Kollegen der eigenen Fraktion (mehr dazu im Kapitel 6). Dieser Umstand 
versetzt  die  Lehrkräfte  in  die  Lage die  Klasse zumindest  auf  die  jeweiligen 
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parteipolitischen  Standpunkte  aufmerksam  zu  machen  und  dahingehend 
gemeinsam mit den Schülerinnen und Schülern Fragen zu entwickeln. Detjen 
betont,  dass das gemeinsame entwickeln von Fragen unerlässlich sei,  denn 
„Schüler  verhalten  sich  erfahrungsgemäß  zurückhaltend,  wenn  Fremde  im 
Klassenraum auftreten“  (ebd.).  Es  ist  anzunehmen,  dass  sich  dieser  Effekt 
verstärkt  wenn  sich  die  Lernenden  nicht  in  ihrer  gewohnten  Umgebung 
aufhalten,  sondern  im  Landtagsgebäude.  Weiterhin  sei  es  „illusorisch 
anzunehmen,  Schüler  würden  ohne  vorheriges  Durchdenken  vernünftige 
Fragen zu einem politischen Sachverhalt entwickeln.“ (ebd.). Wie in Kapitel 6 
noch gezeigt werden wird, ist diese Annahme nicht in jedem Fall korrekt, die 
Vorbereitung von Fragen im Unterricht ist dennoch sinnvoll. Die Fragen sollten 
eine  gewisse  Komplexität  besitzen  und  konkret  genug  sein  um  von  den 
Experten  nicht  zu  knapp,  aber  auch  nicht  zu  ausweichend  beantwortet  zu 
werden. Insbesondere letzteres ist bei Politikern ein gern genutztes Mittel um 
unliebsamen Inhalten aus dem Weg zu gehen.
Neben  der  Vorbereitung  ist  eine  anschließende  Auswertung  der 
Befragung von zentraler Bedeutung. Die erhaltenen Antworten müssen in einen 
Zusammenhang  mit  dem  Unterricht  gebracht  und  inhaltlich  aufgearbeitet 
werden,  um  zu  erkennen,  ob  die  Experten  mit  ihren  Aussagen  politische 
Realität einseitig aus ihrer Perspektive dargestellt haben (vgl. Massing 1998, in: 
Detjen 2003, S. 574). Gelingen kann eine solche Auswertung offensichtlich nur, 
wenn  die  Lernenden  während  der  Befragung  Notizen  anfertigen,  in  denen 
dokumentiert wird welche Antworten auf welche Fragen gegeben wurden.
Die Rolle des Moderators einen Schüler oder eine Schülerin ausführen zu 
lassen  wird  in  der  Literatur  empfohlen  (vgl.  ebd.  S.  574),  im  Fall  des 
Sächsischen Landtags ist dies allerdings nicht vorgesehen, da ein Mitarbeiter 
des Besucherdienstes diese Rolle einnimmt.
Abschließend  ist  festzuhalten,  dass  eine  eingehende  Vor-  und 
Nachbereitung eines Aufenthalts im Landtag möglicherweise nicht gänzlich alle 
Probleme vermeiden kann. Mitunter entsprechen die im Unterricht vermittelten 
Vorstellungen  von  Parlamentsarbeit  nicht  der  im  Landtag  vorgefundenen 
Realität, was in Verwirrung und Distanzierung resultieren kann. Einen solchen 
Fall schildert eine Lehrerin aus Sachsen – Anhalt in einem Erfahrungsbericht 
zum Landtagsbesuch ihrer Klasse. Die Lehrerin musste feststellen, dass trotz 
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intensiver Vorbereitung zu organisatorischen Abläufen im Parlament und der 
Arbeit der Abgeordneten, die Schülerinnen und Schüler mit wenig Verständnis 
auf  das reagierten,  was  sie  während  der  Plenarsitzung beobachteten.  Eher 
sahen sie ihre Vorurteile bestätigt, die sie aus ihrer Alltagswelt mitbrachten, was 
sich  nur  durch  großen  Aufwand  in  der  Nachbereitung  korrigieren  ließ  (vgl. 
Drygalla  2007,  S.  102  –  116).  Ähnliche  Situationen,  die  während  meiner 
eigenen  Beobachtungen  auftraten,  werden  noch  ausführlich  in  Kapitel  6 
vorgestellt.
2.3 Anforderungen an die Akteure im Landtag
Nachdem darauf eingegangen wurde, welche didaktischen und methodischen 
Zugänge aus Sicht der Schülerschaft und der Lehrkräfte sinnvoll erscheinen um 
außerschulische  politische  Lernorte  im  Allgemeinen  und  den  Sächsischen 
Landtag im Speziellen für Lernende nutzbar zu machen, soll es im nächsten 
Abschnitt um die Anforderungen an die Akteure vor Ort gehen. Die Wichtigkeit 
der Rolle der Abgeordneten soll mithilfe etablierter theoretischer Konzepte der 
Fachdidaktik politischer Bildung herausgearbeitet werden.
Da  Abgeordnete,  sobald  sie  ein  geplantes,  formelles  Gespräch  mit 
Schülerinnen  und  Schülern  führen,  zu  Akteuren  politischer  Bildung  werden, 
sollten  die  Gespräche  und  das  Verhalten  der  Abgeordneten  dies  auch 
widerspiegeln. Es kann natürlich nicht verlangt werden, dass Abgeordnete sich 
wie geschulte Pädagogen verhalten und es finden sich in der Fachliteratur auch 
keine  derartigen  Forderungen.  Jedoch  ist  es  aus  Sicht  der  Abgeordneten 
sicherlich  erstrebenswert,  bei  Jugendlichen  einen  positiven  Eindruck  zu 
hinterlassen.  Damit  ist  nicht  gemeint,  die  Fragerunden  als 
Wahlkampfveranstaltung  oder  als  Werbeplattform  für  die  eigene  Partei  zu 
nutzen. Es muss den Akteuren darum gehen, dem außerschulischen Lernort 
Landtag gerecht zu werden und Politik transparent und erlebbar zu machen, 
denn  aus  diesem  Grund  suchen  Schulklassen  das  Gespräch  mit  den 
Abgeordneten.  Dies  ist  nur  möglich,  wenn  sich  auch  die  Politiker  auf 
Begegnungen  mit  Schülerinnen  und  Schülern  vorbereiten.  Ähnlich  wie  im 
schulischen Politikunterricht müssen komplexe Inhalte reduziert und von den 
Politikern so geschildert  werden,  dass Lernende die Inhalte aufnehmen und 
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verarbeiten können, wozu auch der Verzicht auf übermäßig viel Fachsprache 
zählt.  Dazu nutzen Politiklehrer  in  der  Vorbereitung und Durchführung ihres 
Unterrichts  didaktische  Prinzipien,  die  als  Instrumente  dienen  um politische 
Sachverhalte für die Lernenden zu strukturieren und aufzuschließen. Es kann 
nicht vorausgesetzt werden, dass Abgeordnete mit diesen Prinzipien vertraut 
sind und es sind auch nicht alle didaktischen Prinzipien geeignet um sie im 
Rahmen  eines  Gesprächs  zwischen  Abgeordneten  und  Schulklassen  zu 
nutzen.  Allerdings  lassen  sich  einige  dieser  Prinzipien  auch  aus  dem 
Alltagswissen ableiten und relativ einfach zur Anwendung bringen. Man könnte 
die  folgenden  Ausführungen  auch  als  Orientierungshilfen  für  Politiker  im 
Gespräch mit Schülern betrachten.
Zuerst  ist  die  Adressatenorientierung zu  nennen.  Adressaten  sind  in 
diesem  Fall  die  Schülerinnen  und  Schüler  und  eine  Orientierung  an  ihnen 
bedeutet,  dass „Themen aufgespürt  werden, die für die Beteiligten subjektiv 
und objektiv  bedeutsam sind“  (Combe,  Helsper  1994,  zit.  in:  Schelle,  Carla 
2005,  S.  88).  Hier  machen  es  die  Lernenden  den  Abgeordneten  in  der 
Expertenbefragung sogar leicht, da sie zu einem großen Teil Fragen stellen, die 
sie selbst und ihre Lebenswelt betreffen. Doch auch bei abstrakteren Fragen 
kann  und  sollte  versucht  werden  auf  die  Lebenswelt  der  Schülerinnen  und 
Schüler  einzugehen,  indem  beispielsweise  konkrete  Beispiele  aus  der 
Herkunftsregion der Schüler in die Antworten eingebunden werden und ihnen 
so  ihre  Betroffenheit  aufgezeigt  wird.  Es  ist  weiterhin  der 
Adressatenorientierung  zuzuordnen,  dass  Lernende  in  ihren  Ansichten  und 
politischen Urteilen ernst genommen werden (vgl. Schelle 2005, S. 88). Diesem 
Punkt sollte größte Aufmerksamkeit geschenkt werden, insbesondere vor dem 
Hintergrund erhöhter Politisierung der Jugendlichen ( z.B. Fridays for Future 
Demonstrationen)  und  der  Debatte  um  die  Frage  ob  Politik  Jugendliche 
überhaupt noch erreichen kann ( z.B. Rezo Video und die politische Antwort 
darauf  ).  Die Schülerinnen und Schüler ernst  zu nehmen kann auch nur im 
Interesse der Parteien sein, denn das Interesse der Jugendlichen an Politik und 
ihr Vertrauen in die Demokratie ist im Vergleich zum Anfang der 2000er Jahre 
zwar gestiegen, eine Distanz zu Parteien, gar eine Parteienverdrossenheit, ist 
aber noch immer vorhanden (vgl. Shell – Jugendstudie 2015).
Weiterhin  müssen  sich  Abgeordnete  bewusst  sein,  dass  sie  mit 
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provokanten, unpräzisen, naiven oder schlicht unliebsamen Fragen und Kritik 
konfrontiert  sein  können.  Dies  gehört  für  Politiker  zwar  zum  alltäglichen 
Geschäft, doch ist der Umgang mit solchen Situationen ein anderer wenn man 
mit  Schülerinnen  und  Schülern  zu  tun  hat.  Denn  es  gehört  auch  zur 
Adressatenorientierung, dass solchen Fragen nicht ausgewichen wird, sondern 
mit plausiblen Antworten begegnet. Bürger haben einen Anspruch auf offenen 
Dialog  und  Schülerinnen  und  Schüler  sind  zwar  meist  noch  nicht 
wahlberechtigt, aber dennoch Bürger (vgl. Drygalla 2007, S. 112).
Ein weiteres didaktisches Prinzip, welches ohne weiteres zur Anwendung 
kommen  kann,  ist  die  Wissenschaftsorientierung.  Sie  meint,  dass  in  der 
politischen  Bildung  nur  Wissen  vermittelt  wird,  das  in  der  jeweiligen 
Bezugsdisziplin als gesichert gilt und somit keine als widerlegt angesehenen 
Tatsachenbehauptungen  weitergegeben  werden  (vgl.  Detjen  2013,  S.  339; 
Sander  2013  S.  85).  Dieses  didaktische  Prinzip  ist  eng  verwoben  mit  der 
Professionalisierung der politischen Bildung, in der die persönlichen Ansichten 
des  Anbieters  politischer  Bildung  keine  Rolle  spielen,  sondern 
wissenschaftliches Wissen (vgl. Sander, Wolfgang 2005, S. 17). Übertragen auf 
Abgeordnete kann dies nicht vollumfänglich gelten, da ihnen schon durch ihre 
Parteiangehörigkeit  eine  gewisse  Weltanschauung  und  bestimmte  politische 
Standpunkte  eigen  sind.  Jedoch  bleibt  die  zuvor  genannte  Forderung  nach 
Berücksichtigung von als gesichert geltenden wissenschaftlichen Erkenntnissen 
bestehen. Zwar sind wissenschaftliche Erkenntnisse stets vorläufig und relativ, 
und dies muss unterrichtlich auch so vermittelt werden. Doch wissenschaftliche 
Wissensbestände  sind  methodisch  gewonnen  und  einem  intensiven 
Prüfungsprozess  unterzogen  worden  und  von  daher  Alltagswissen  oder  gar 
ideologischen Standpunkten vorzuziehen (vgl. Detjen 2005. S. 339). Laut der 
Konsenstheorie zur Beurteilung des Wahrheitsgehaltes gilt  eine Aussage als 
wahr,  wenn  unter  anerkannten  Experten  eines  Sachgebietes  Einigkeit  über 
einen  bestimmten  Sachverhalt  besteht,  insofern  diese  in  einem 
herrschaftsfreien Diskurs erzielt wurde (vgl. Horlebein 2009, S. 45).
Noch mehr Gewicht erhält diese Forderung  wenn man das  Kompetenzmodell 
der  GPJE  (  Gesellschaft  für  Politikdidaktik  und  politische  Jugend-  und 
Erwachsenenbildung ) zugrunde legt (GPJE 2004, S. 13):
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In  diesem  Modell  wird  sehr  allgemein  umrissen,  welche  politischen 
Kompetenzen durch politische Bildung entwickelt und gefördert werden können 
und sollen. Es ist zwar auf den schulischen Politikunterricht gerichtet, durch die 
Allgemeinheit der Formulierungen lassen sich aber außerschulische Lernorte 
mit  einschließen,  denn  bei  der  Erkundung  des  Landtages  und  auch  beim 
Gespräch  mit  den  Abgeordneten  werden  alle  drei  Kompetenzdimensionen 
angesprochen.  Im Folgenden soll  aber  die  Politische  Urteilsfähigkeit in  den 
Blick genommen werden.
Das  Fällen  und  Formulieren  eines  politischen  Urteils  ist  als  überaus 
komplexer  Vorgang  zu  betrachten  und  Expertenbefragungen  im  Landtag 
können wertvolle Beiträge dazu leisten. Peter Massing definiert ein politisches 
Urteil folgendermaßen:
Ein politisches Urteil ist die wertende Stellungnahme eines Individuums über einen 
politischen Akteur oder einen politischen Sachverhalt unter Berücksichtigung der 
Kategorien Effizienz und Legitimität, mit der Bereitschaft, sich dafür öffentlich zu 
rechtfertigen ( vgl. Massing 2003, S.94)
Politische  Urteile  werden  in  mehrere  Arten  unterschieden,  nämlich 
Feststellungs-, Erweiterungs-, Wert-,  Entscheidungs- und Gestaltungsurteile , 
die jeweils unterschiedliche inhaltliche und theoretische Eigenschaften haben. 
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Gemeinsam  ist  diesen  Arten  des  politischen  Urteils,  dass  sie  mittels  der 
Kategorien Massings, der Effizienz und Legitimität, begründet werden können. 
Effizienz bezieht  sich  dabei  auf  die  Mittel  und das Sachurteil  auf  dem das 
politische Urteil gründet. Es wird gefragt, ob das Urteil auf empirisch korrekten 
Tatsachen, Zweck – Mittel Verknüpfungen und Wirksamkeitsannahmen beruht. 
Was in dem Urteil behauptet wird muss also mit der Realität übereinstimmen. 
Die Kategorie der Legitimität überprüft ob das politische Urteil mit den 
zentralen  Werten  einer  Gesellschaft  im  Einklang  steht  (Grund-  und 
Menschenrechte, Human-, Sozial- und Umweltverträglichkeit, Moralität) und vor 
diesen vertretbar ist (vgl. May 2019, S. 42).
Das insbesondere die Effizienzkategorie seit einigen Jahren zur Disposition zu 
stehen scheint hat vielerlei Gründe, so etwa die sozialen Netzwerke, in denen 
es keine Instanzen zur Prüfung des Wahrheitsgehalts von Aussagen gibt. Aber 
auch  im  politischen  und  gesellschaftlichen  Diskurs  scheint  Faktizität  aus 
strategischen  Gründen  und  Gründen  der  Selbstdarstellung  eine  immer 
geringere Rolle zu spielen (vgl. ebd., S. 46 ). Die bloße Existenz von Termini 
wie „postfaktisch“ (von der Gesellschaft für deutsche Sprache zum Unwort des 
Jahres 2016 gekürt (vgl. GfdS 2016)) oder „alternative facts“ unterstreicht diese 
Entwicklung,  und  wie  in  Kapitel  6  noch  gezeigt  werden  wird  spielt  dieses 
Thema auch in den vorliegenden Beobachtungen eine Rolle. 
Interessant  ist  in  diesem  Zusammenhang  die  Theorie  des  „Bullshit“, 
welche  in  den  1980er  Jahren  vom  amerikanischen  Philosophen  Harry  S. 
Frankfurt entwickelt wurde. Dem Bullshitter geht es beim Äußern von Bullshit 
nicht  darum  zu  lügen.  Vielmehr  spielt  für  ihn  der  Wahrheitsgehalt  seiner 
Aussagen überhaupt keine Rolle. Das Ziel ist es ein bestimmtes Bild von sich 
zu  inszenieren  und  vorgebliche,  opportune  Wahrheiten  zu  verbreiten.  Das 
unterscheidet ihn vom Lügner, da dieser die Wahrheit kennt, sie aber bewusst 
verfälscht (vgl. Frankfurt 2014, in: May 2019, S. 46). Tobias Hürter wählt etwas 
schärfere Worte und beschreibt Bullshit folgendermaßen:
Bullshit  wird  nicht  in  der  Absicht  geäußert,  etwas  zu  erklären.  Er  soll  seine 
Adressaten nicht informieren, sondern Eindrücke in ihnen wecken. Bullshit ist ein 
Affront gegen die Adressaten, die ja meist zuhören, um etwas zu erfahren, und 
nicht,  um bequatscht  zu  werden.  Doch der  angerichtete  Schaden ist  noch viel 
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größer: Der Bullshitter untergräbt die Grundlagen der zivilisierten Kommunikation. 
Denn  Verständigung  zwischen  Menschen  funktioniert  nur,  wenn  diese  sich  – 
zumindest meistens – um die Wahrheit über die Welt bemühen, in der wir leben. 
Würden wir dauernd Bullshit reden, würde die Bedeutung der Worte und Sätze, die 
wir sprechen, erodieren (Hürter 2017).
Wenn politische Bildung also Lernende dazu befähigen soll  valide politische 
Urteile  zu  treffen,  so  sind  sie  auf  Aussagen der  Akteure  politischer  Bildung 
angewiesen, die mit der Wirklichkeit übereinstimmen, also wahr sind. Durch die 
Expertenbefragung  im  Landtag  können  Schülerinnen  und  Schüler  ihre  im 
schulischen  Unterricht  erworbenen  Kenntnisse  um  das  „Insiderwissen“  der 
Abgeordneten erweitern, es prüfen und erhärten. Werden sie aber bei diesen 
Befragungen  mit  Tatsachenbehauptungen  konfrontiert,  die  nicht,  oder  nur 
teilweise,  der  Realität  entsprechen,  so  wird  in  diesem Moment  ein  Ziel  der 
politischen Bildung klar verfehlt. 
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3 Ethnografie,  teilnehmende  Beobachtung  und  „Dichte  
Beschreibung“
Das folgende Kapitel setzt sich mit dem ethnografischen Forschungsstil (dieser 
Begriff wurde bewusst gewählt) auseinander und erörtert, warum dieser für das 
eigene  Forschungsvorhaben  geeignet  erschien.  Weiterhin  wird  die 
teilnehmende  Beobachtung  als  Methode  vorgestellt  und  die  dichte 
Beschreibung als Darstellungsform.
3.1  Ethnografische Forschung
Heruntergebrochen auf die Grundidee, verfolgt Ethnografie das Ziel „Menschen 
in ihren situativen oder institutionellen Kontexten beim Vollzug ihrer Praktiken 
zu  beobachten“  (Breidenstein  et  al.  2015,  S.  7).  Durch  einen  längeren 
Aufenthalt  im  Feld  sollen  Kulturen  (fremde  oder  die  eigene)  und  kulturelle 
Praktiken  analytisch  beschrieben  werden  und  so  repräsentiert,  dass  eine 
Leserschaft  ein Bild ebendieser  gewinnen kann (vgl.  ebd.).  Wie hier bereits 
deutlich  wird  dient  Ethnografie  der  Erforschung  von  Völkern  sowie  deren 
Kulturen und hat ihren Ursprung in der Ethnologie, bzw. Sozialanthropologie. 
Dies lässt sich auch aus der Bezeichnung ableiten, welche zusammengesetzt 
ist  aus den griechischen Worten éthnos  (das fremde Volk)  und  graphé  (die 
Schrift). Ethnografie ließe sich also als „Völkerbeschreibung“ übersetzen. 
Die Ethnografie hat ihre Wurzeln zwar in der Sozialanthropologie, jedoch 
wurde Anfang des 20.  Jahrhunderts  in  den USA durch das „Department  of 
Sociology“ der University of Chicago eine neue Verwendung der Ethnografie in 
den Sozialwissenschaften begründet. Man befasste sich mit der Erforschung 
von sozialen Welten in der eigenen Gesellschaft  und vergrößerte damit  das 
Spektrum  der  Ethnografie,  die  sich  zuvor  auf  die  Beschreibung  fremder 
Kulturen beschränkte (vgl. Thomas 2019, S. 12). Durch diese Hinwendung zur 
eigenen  Gesellschaft  wurde  die  Ethnografie  auch  von  anderen 
Sozialwissenschaften  als  Methode  anerkannt.  Jedoch  dauert  dieser 
Anerkennungsprozess,  vor  allem im  deutschsprachigen  Raum (in  den  USA 
zählt  die  Ethnografie  schon  länger  zu  den  klassischen  Methoden  zur 
Erforschung sozialer Welten) (vgl. ebd. S.14), bis heute an, was nicht zuletzt 
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daran liegt,  dass Ethnografie  kein  Methode im Wortsinn ist.  Diese Tatsache 
wird  in  der  Literatur  immer  wieder  erwähnt  und  betont,  da  tatsächlich  kein 
Leitfaden oder eine Art Anleitung existiert wie Ethnografie durchzuführen sei um 
zu einer bestimmten Art von Daten zu gelangen. Ethnografie ist als integrierter  
Forschungsansatz zu betrachten, der verschiedene Methoden der qualitativen 
Datenerhebung  wie  Beobachtung,  Interviews  und  die  Sichtung  von 
Dokumenten kombiniert (vgl. Breidenstein et al. 2015, S. 32). Der Grund dafür 
ergibt sich aus dem Forschungsgegenstand der Ethnografie selbst, nämlich der 
sozialen  Welt.  Diese  besteht  als  Wirklichkeit  bereits  vor  der  Untersuchung 
durch den Forscher und wird nicht, wie beispielsweise in Laborexperimenten, 
erst zum Zweck der Erforschung künstlich erzeugt. Daher muss die konkrete 
Ausgestaltung  der  Untersuchung  dem  jeweiligen  Feld  und  den  darin 
vorgefundenen Gegebenheiten angepasst,  um nicht  zu sagen untergeordnet 
werden  (vgl.  Thomas  2019,  S.  2).  Durch  diese  methodische  Offenheit  ist 
Ethnografie  geeignet  um  aus  verschiedenen  sozialwissenschaftlichen 
Perspektiven (Soziologie, Psychologie, Pädagogik, etc.) die soziale Wirklichkeit 
zu untersuchen.  Mit  ethnografischer Forschung in der eigenen Kultur gehen 
allerdings auch einige Probleme und Herausforderungen einher, die an dieser 
Stelle nicht unerwähnt bleiben dürfen. Ethnologen und Ethnologinnen stehen 
beim  Aufenthalt  in  einer  fremden  Kultur  beispielsweise  Sprachbarrieren, 
unbekannten gesellschaftlichen Hierarchien und Gebräuchen gegenüber, die es 
zu  überwinden  und  zu  verstehen  gilt.  Es  muss  also  Distanz  überwunden 
werden.  Bei  der  Untersuchung von Aspekten der  eigenen Kultur  sind diese 
Hürden  nicht  vorhanden  und  es  stellt  sich  schnell  das  Gefühl  ein,  das 
Beobachtete leicht durchschauen und verstehen zu können. Doch genau hier 
liegt  die  Gefahr,  denn  auch  die  eigene  Kultur  ist  nicht  homogen,  sondern 
besteht  aus  unzähligen  Lebenswelten,  die  nicht  zwangsläufig  mit  der 
Lebenswelt  des  Beobachters  übereinstimmen.  Es  muss  also  erst  Distanz 
geschaffen werden um die Besonderheiten der eigenen Kultur betrachten zu 
können  (vgl.  Raufelder  2006,  S.  131f.).  Das  bewusste  Betrachten  von 
Vertrautem  als  fremd  ermöglicht  es,  einen  unverstellten  Blick  auf  den 
Gegenstand der Beobachtung zu erlangen.
Ausgehend von der eingangs vorgestellten Grundidee der Ethnografie 
und der methodischen Offenheit wurde für das eigene Forschungsvorhaben der 
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ethnografische  Forschungsstil  gewählt  um  aus  einem  pädagogischen 
Blickwinkel  die  soziale  Welt  des  außerschulischen  Lernortes  Landtag  zu 
untersuchen.  Der  methodischen  Offenheit  zum  Trotz  ist  die  teilnehmende 
Beobachtung fester Bestandteil einer jeden ethnografischen Untersuchung (vgl. 
Thomas 2019, S. 3) und soll im nächsten Abschnitt näher beleuchtet werden.
3.2 Teilnehmende Beobachtung
Da  die  Interaktionen  zwischen  Schülergruppen  und  Abgeordneten  des 
Sächsischen  Landtags  Schwerpunkt  meiner  Untersuchung  waren,  war  die 
teilnehmende  Beobachtung  als  Methode  der  Datenerhebung  eine  logische 
Wahl.  Der  Hauptgrund  ist,  dass  durch  die  Teilnahme  an  den  Gesprächen 
direkte  Einblicke  und  Informationen  aus  erster  Hand  gewonnen  werden 
konnten. Würden die Akteure in beispielsweise Interviews zu den Gesprächen 
und  den  darin  gemachten  Erfahrungen  befragt  werden,  so  gelangt  man zu 
Informationen aus zweiter Hand, da lediglich über Situationen berichtet werden 
würde und dies auch nur über diejenigen Situationen, die den Akteuren aus 
irgendeinem Grund als berichtenswert erscheinen. Um aber einen ungefilterten 
Blick zu erlangen war die teilnehmende Beobachtung die einzige umsetzbare 
Möglichkeit.  Umsetzbar  deswegen,  weil  beispielsweise  eine  nicht 
teilnehmende, verdeckte Beobachtung weder räumlich und technisch möglich, 
noch erstrebenswert gewesen wäre. Weitere Gründe, warum die teilnehmende 
Beobachtung  als  sinnvoll  erschien  waren,  dass  durch  teilnehmende 
Beobachtung  nicht  nur  Gesagtes  dokumentiert  werden  kann,  sondern  auch 
visuelle Eindrücke festgehalten,  also auch nonverbale Kommunikation durch 
Gesten  und  Mimik  der  Beteiligten.  Außerdem  schließt  die  teilnehmende 
Beobachtung im Vorfeld nichts aus und es wird dadurch möglich „die gesamte 
Bandbreite des lebensweltlichen und pädagogischen Geschehens“ (Raufelder 
2006, S. 131) einzubeziehen.
In der qualitativen Sozialforschung erfährt die Methode allerdings auch 
Kritik, die sich vor allem darin begründet, dass die teilnehmende Beobachtung 
zu  unsystematisch,  wenig  repräsentativ  und  schwer  überprüfbar  sei  (vgl. 
Spittler 2001, S. 3). Außerdem existiert kein methodischer Leitfaden, der ein 
konkretes  Vorgehen beim teilnehmenden Beobachten vorschreibt.  Der  Grad 
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der Teilnahme des Beobachters hängt stark vom beobachteten Feld ab und 
muss auf dieses abgestimmt und immer wieder neu beurteilt und nachjustiert 
werden (vgl.  Breidenstein et  al.  2015,  S.  73).  Die Kritik  an der Methode ist  
durchaus nachvollziehbar,  jedoch wird die teilnehmende Beobachtung in der 
Literatur trotzdem als zentrale Methode der Ethnografie gesehen, da sie eben 
genau  das  in  den  Blick  nimmt,  was  Ethnografen  und  Ethnografinnen 
interessiert:  die  soziale  Welt.  Dies erreicht  sie  durch ihre Realitätsnähe und 
dadurch,  dass keine  künstlichen Situationen (z.  B.  Interviews)  herbeigeführt 
werden  (vgl.  Spittler  2001,  S.  7).  Man  könnte  an  dieser  Stelle  natürlich 
argumentieren, dass ein Gespräch zwischen Schulklassen und Abgeordneten 
an sich bereits eine künstliche Situation ist. Doch diese Situation ist aus Sicht 
der Lernenden nicht mehr oder  weniger  künstlich als  schulischer Unterricht.  
Ebenso ist anzunehmen, dass Abgeordnete die Befragung durch Schülerinnen 
und  Schüler  nicht  als  künstlich  ansehen,  da  sie  sich  ohnehin  regelmäßig 
Fragen  von  Bürgern  gegenüber  sehen  (man  denke  beispielsweise  an 
Bürgersprechstunden im Wahlkreis). Es gehört also für beide Seiten zu ihrer 
Lebenswelt einerseits Fragen zu stellen und andererseits zu beantworten.
Die bereits im vorherigen Abschnitt erwähnte Gefahr relevante Aspekte 
bei der Erforschung der eigenen Kultur zu übersehen, ist bei der teilnehmenden 
Beobachtung  umso  größer,  je  vertrauter  das  zu  erforschende  Feld  scheint. 
Insbesondere  im  schulischen  Feld,  zu  dem  der  außerschulische  Lernort 
Landtag zählt, ist man als Beobachter nicht ohne eigene Vorerfahrungen. In der 
eigenen Sozialisation war man bereits in ähnlichen Situationen, wenn nicht gar 
der  gleichen,  und  dies  kann  schnell  zur  Trübung  des  analytischen  Blickes 
führen. Es zählt zum kulturell selbstverständlichen Wissen unserer Gesellschaft 
die Rolle von Schülerinnen und Schüler in einer unterrichtlichen Situation (egal 
welcher Art) zu kennen und vorauszusetzen. Durch diese Verstrickung mit dem 
eigenen kulturellen Kontext steigt das Risiko, für wesentliche Details blind zu 
sein (vgl. Raufelder 2006, S. 133f.). Für die eigenen Untersuchungen galt es 
also, den Effekt des  going native und somit  eine zu große Identifikation mit 
einer Akteursseite zu vermeiden (vgl. Thomas 2019, S. 21). 
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3.3 Dichte Beschreibung
Ähnlich  wie  bei  der  teilnehmenden  Beobachtung  und  der  Ethnografie  im 
Allgemeinen gibt es keine methodische Anleitung wie dichte Beschreibungen 
anzufertigen wären. Es finden sich in der Literatur jedoch durchaus Hinweise, 
die beim dichten Beschreiben hilfreich sind. 
Laut  Clifford  Geertz,  auf  den  das  Konzept  der  dichten  Beschreibung 
zurück  geht,  sollen  dichte  Beschreibungen  gleichzeitig  eine  emische  und 
etische Perspektive einnehmen (vgl. Thomas 2019, S. 24). Das bedeutet, dass 
auf der emischen Seite die kulturellen Praktiken und Sichtweisen des Feldes 
aus der Teilnehmerperspektive beschrieben und interpretiert werden. Aus der 
etischen Perspektive wird das Geschehen in den theoretischen Rahmen der 
jeweiligen sozialwissenschaftlichen Disziplin  eingeordnet,  also  im Fall  dieser 
Arbeit in einen pädagogischen (vgl. ebd.). Daraus ergibt sich der Anspruch, für 
den  dichte  Beschreibungen  stehen,  nämlich  die  „Perspektiven  von  lokalem 
Wissen und verallgemeinernder Theoriebildung zu verbinden“ (ebd., S. 23).
Eine  dichte  Beschreibung  ist  immer  eine  Interpretation  des 
Beobachteten. Wobei Interpretation hier nicht als Spekulation über eventuelle 
Beweggründe  der  Akteure  misszuverstehen  ist,  sondern  die  Analyse  des 
kulturellen Bedeutungsgehalts einer Handlung in der spezifisch vorgefundenen 
Lebenswirklichkeit (vgl. ebd., S. 25f.). Um dieses durchaus abstrakte Konzept 
besser  zu  verstehen  wird  in  der  ethnografischen  Fachliteratur  oft  auf  ein 
Beispiel von Geertz zurückgegriffen, welches hier in verkürzter Form dargestellt  
werden soll. Zuvor muss allerdings erläutert werden, was Clifford Geertz unter 
Kultur  versteht.  Für  ihn  ist  Kultur  ein  „selbstgesponnenes 
Bedeutungsgewebe“(Geertz 1983,  zit in: Raufelder 2006, S. 135) in das die 
Menschen verwoben sind und durch welches Äußerungen und Handlungen erst 
Bedeutung erlangen (vgl. ebd.).
 Nun also das Beispiel: Geertz beschreibt zwei Jungen, die das rechte 
Augenlid schnell bewegen. Bei einem der Jungen handelt es sich lediglich um 
ein nicht gewolltes Zucken, beim anderen jedoch um ein Zwinkern. Also ein 
bewusstes Signal an den anderen Jungen. Beide Bewegungen sind äußerlich 
nicht voneinander zu unterscheiden, jedoch verbirgt sich hinter dem Zwinkern 
ein absichtsvolles Zeichen, das in einen kulturellen Kontext eingebettet ist, eine 
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Art kulturellen Code. Für einen Beobachter, der diesen Code nicht kennt wird 
es ein Zucken bleiben und somit eine Beobachtung auf einer oberflächlichen 
Ebene,  was  einer  dünnen  Beschreibung entspräche  (vgl.  Geertz  1983,  in: 
Thomas 2019, S. 24f.).  Der dichten Beschreibung hingegen geht es um die 
Bedeutung der Tätigkeit.
Schon die  Bezeichnung der  Bewegung als  Zucken oder  Zwinkern  ist 
eine  Interpretation  des  Beobachteten,  konkreter  eine  Interpretation  erster 
Ordnung.  Eine  Interpretation  zweiter  Ordnung,  welche  auf  ersterer  aufbaut, 
muss  auf  die  Interpretation  erster  Ordnung  folgen  um  einen  theoretischen 
Bezugsrahmen  zu  schaffen  und  beide  Interpretationen  in  Beziehung 
zueinander zu setzen. Erst  dann gelangt man, laut Geertz,  zu einer dichten 
Beschreibung  (vgl.  ebd.,  S.  26f.).  Die  Interpretation  zweiter  Ordnung  ist 
abhängig  von  den  theoretischen  Begrifflichkeiten  der  jeweiligen 
Bezugsdisziplin. Thomas schreibt: 
„Die Bestimmung dessen, worum es sich bei dem zu entdeckenden „Noema“, dem 
Bedeutungskern der untersuchten Phänomene, überhaupt handelt, ist  immer an 
die jeweiligen Gegenstandsvorstellungen der Wissenschaftsdisziplinen geknüpft“ 
(ebd. S. 27).
Daraus  folgt,  dass  sich  dichte  Beschreibungen  aus  beispielsweise  der 
Soziologie, der Sozialen Arbeit oder der Pädagogik jeweils anders fokussieren 
und anders lesen werden.
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4 Der Sächsische Landtag als Forschungsfeld
Im  folgenden  Kapitel  soll  der  Sächsische  Landtag  als  Forschungsfeld 
vorgestellt  werden.  Der  Landtag  unterliegt,  wie  jede  öffentliche  Einrichtung, 
gewissen Strukturen und Regeln die hier Erwähnung finden sollen um zu einem 
besseren Verständnis des Feldaufenthalts beizutragen. 
4.1 Zugang zum Feld
Um  ethnografische  Forschung  betreiben  zu  können  benötigt  man  eine 
Erlaubnis  und  diese  entweder  von  den  Beforschten  selbst,  oder  von 
sogenannten  Gatekeepern. Gatekeeper sind Personen, die über die Autorität 
verfügen,  für  einen bestimmten Zeitraum Zugang zum Feld  zu  erlauben.  In 
meinem Fall war dies der Besucherdienst des Sächsischen Landtages. Es liegt 
auf  der  Hand,  dass  es  nicht  ohne weiteres  möglich  ist,  sich  unangemeldet 
zusammen  mit  einer  Schulklasse  in  einen  Vortragsraum  des  Landtags  zu 
begeben  und  dort  an  einem  Abgeordnetengespräch  teilzunehmen.  Die 
Kontaktaufnahme verlief  über  das einfachste zur  Verfügung stehende Mittel, 
dem  Kontaktformular  auf  der  Homepage  des  Sächsischen  Landtags.  Über 
dieses  Kontaktformular  richtete  ich  ein  erstes  Anschreiben  an  den 
Besucherdienst,  in dem ich mich selbst kurz vorstellte, grob umriss welches 
Vorhaben ich plante und außerdem meine Kontaktdaten hinterließ. Da über die 
Eingabemaske des Kontaktformulars alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des 
Besucherdienstes  angeschrieben  werden,  kannte  ich  zu  diesem  Zeitpunkt 
meinen Ansprechpartner noch nicht. Zwei Tage später erhielt ich ebenfalls per 
Email eine Antwort in der grundsätzlich die Zustimmung zum Vorhaben erteilt  
wurde,  allerdings  verbunden  mit  der  Bitte  um  etwas  Geduld  da  durch  die 
Betroffenheit  der  Abgeordneten  zusätzlich  noch  das  Einverständnis  des 
Stabsstellenleiters eingeholt  werden musste und sich dieser noch im Urlaub 
befand.  In  der  Email  wurde  mir  weiterhin  mitgeteilt,  dass  die  Klassen  und 
Abgeordneten ebenfalls um ihr Einverständnis gebeten werden müssen, dies 
aber unkompliziert vor Ort geschehen könne. Es wurde außerdem gefragt, ob 
die Resultate der Arbeit im Anschluss vom Besucherdienst verwendet werden 
können um diese eventuell im laufenden Geschäft umzusetzen. 
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Im Anschluss daran setze sich die Email – Korrespondenz fort und es wurden 
einige  Eckpunkte  geklärt,  wie  beispielsweise  den  Ablauf  der 
Abgeordnetengespräche  in  normalen  Wochen  und  Plenarwochen,  meinen 
Zeitplan und die Notwendigkeit  der Anonymisierung.  Der letzte Punkt wurde 
explizit betont und darauf hingewiesen, das einige Abgeordnete sich weigern 
könnten  an  den  Gesprächen  teilzunehmen  wenn  nicht  Namen  und 
Fraktionszugehörigkeit unerwähnt blieben. Dies bestätigte sich im Verlauf des 
Feldaufenthalts glücklicherweise nicht.  Meine Teilnahme an den Gesprächen 
wurde  den  parlamentarischen  Geschäftsführern  der  einzelnen  Fraktionen  in 
einer  hausinternen  Email  mitgeteilt  und  es  wurde  darum  gebeten  meine 
Untersuchung zu unterstützen. Generell verlief die Kontaktaufnahme und der 
Austausch  über  die  Details  erfreulich  unkompliziert  und  der  Besucherdienst 
erwies sich als überaus kooperativ.
Nach  der  Klärung  der  Formalitäten  erhielt  ich  entsprechend  meines 
Zeitplans die Termine der ersten Gespräche und wurde eingeladen mich vor 
der  ersten  Beobachtung  persönlich  beim  Besucherdienst  vorzustellen.  Bei 
dieser Gelegenheit sollte ich eine kurze Führung durch das Haus erhalten um 
die  relevanten  Räumlichkeiten  kennenzulernen  und  außerdem  wurden  die 
weiteren  Termine  für  die  Beobachtungen  festgelegt.  Zwischen  der  ersten 
Kontaktaufnahme  und  der  ersten  Teilnahme  an  einem Gespräch  vergingen 
etwa  drei  Monate,  was  vor  allem  der  universitären  Organisation  und  den 
entsprechenden terminlichen Formalitäten für diese Arbeit geschuldet war.
Die  Schulklassen,  das  für  die  Führungen  im  Landtag  zuständige 
Personal  des  Besucherdienstes,  sowie  die  Abgeordneten  waren  mir  und 
meinem Vorhaben gegenüber meist aufgeschlossen. Eine Ablehnung meiner 
Teilnahme fand zu  keinem Zeitpunkt  statt,  obwohl  einige  der  Abgeordneten 
doch überrascht waren als ich sie unmittelbar vor dem Gespräch fragte ob ich 
teilnehmen  dürfe.  Offenbar  hat  die  Email  in  der  meine  Untersuchung 
angekündigt wurde nicht jeden Abgeordneten erreicht oder wurde schlicht nicht 
wahrgenommen.  Einige  der  Abgeordneten  zeigten  sich  sehr  angetan  vom 
Thema  der  Untersuchung  und  suchten  nach  den  Terminen  mit  den 
Schulklassen noch das Gespräch mit  mir  um mehr über  mein Vorhaben zu 
erfahren, andere Abgeordnete wiederum schienen sich nicht weiter für meine 
Anwesenheit zu interessieren. 
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Für  die  Gespräche  mit  den  Abgeordneten  wurden  stets  die  gleichen  drei 
Räume genutzt. Dabei handelt es sich um 2 kleinere Vortragsräume mit etwa 
50 Sitzplätzen, welche auf vier erhöhte Sitzgelegenheiten für die Abgeordneten 
und den Moderator ausgerichtet waren. Der Aufbau der Räume erinnert stark 
an den eines Klassenraums, in dem die gesamte Schulklasse in eine Richtung 
auf die Lehrkraft blickt. Die erhöhte Sitzposition der Abgeordneten ermöglicht 
zwar  einerseits  eine  bessere  Sicht  der  Schülerinnen  und  Schüler  auf  die 
Abgeordneten  und  umgekehrt,  es  wird  aber  auch  ein  Autoritätsgefälle 
suggeriert.  Der  dritte  Raum wird  vom Sächsischen  Landtag  gewöhnlich  für 
Pressekonferenzen genutzt und nur bei besonders großen Gruppen genutzt. 
Der Aufbau dieses Raums ist typisch für Presseräume, denn es gibt  an der 
Stirnseite  ein  erhöhtes Podest  auf  dem sich Sitzgelegenheiten hinter  einem 
längeren Tisch mit Mikrofonen befinden. Während meines Feldaufenthalts fand 
nur ein Gespräch in diesem Raum statt, bei dem die Abgeordneten nicht auf 
dem Podest saßen, sondern davor standen. Während meiner Untersuchungen 
saß  ich  meist  am  Rand  des  jeweiligen  Raumes,  jedoch  an  verschiedenen 
Positionen, je nach dem welche Plätze noch frei waren. Ich bemühte mich im 
Regelfall um einen Platz in der letzten Reihe, damit meine Position im Raum 
nicht allzu prominent war und ich einen guten Überblick über das Geschehen 
erhalten konnte. Dies war nicht in allen Fällen möglich, so dass ich auch Plätze 
in der ersten Reihe einnahm, wobei diese Position von mir als nicht optimal 
empfunden wurde. Durch die Position direkt vor der Klasse und direkt vor den 
Abgeordneten ergab sich nur eine begrenzte Übersicht über das Geschehen 
und  außerdem  konnten  die  Abgeordneten  gut  erkennen,  dass  ich  intensiv 
Aufzeichnungen anfertigte, was wiederum bei manchen zu Irritationen führte. 
Dies  wurde  mir  gegenüber  zwar  nicht  direkt  geäußert,  jedoch  waren  die 
prüfenden Blicke in meine Richtung auffallend.
4.2 Rahmenbedingungen für den Aufenthalt im Landtag
Wie  bereits  am  Anfang  des  Kapitels  erwähnt  gibt  es  für  den  Sächsischen 
Landtag Verhaltensregeln die beim Besuch einzuhalten sind. Diese finden sich 
in der Hausordnung wieder und sollen einen störungsfreien Ablauf einerseits 
des  Besuches,  und  andererseits  der  parallel  weiterlaufenden  Arbeit  des 
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Landtags  gewährleisten.  Wenn  Schulklassen  sich  für  einen  Besuch  des 
Landtags interessieren haben sie die Möglichkeit die Website des Sächsischen 
Landtags zu besuchen und dort  ist  unter dem Reiter „Jugend & Politik“  der 
Unterpunkt „Schülerbesuch im Landtag“ zu finden. Auf dieser Seite finden sich 
generelle Informationen zu den Angeboten, zur Kontaktaufnahme und zu den 
groben  Abläufen.  Außerdem sind  verschiedene  Informationsmaterialien  zum 
Download verfügbar. Neben Merkblättern zur Fahrtkostenerstattung und zum 
Datenschutz besteht Zugriff auf ein „Informationsblatt für Besucher“ im PDF – 
Format,  mithilfe  dessen  sich  Interessierte  detaillierter  zur  Anmeldung  und 
Durchführung  von  Landtagsbesuchen  informieren  können.  In  diesem 
Informationsblatt  ergehen  außerdem  Hinweise  zur  Vorbereitung  von 
Schülerinnen und Schülern und es wird empfohlen,  diese „mit  einer  soliden 
Wissensgrundlage  hinsichtlich  Landtagswahlen,  Abgeordneten, 
Gewaltenteilung und der Verabschiedung von Gesetzen“ (Sächsischer Landtag 
2019) auszustatten bevor sie den Landtag besuchen. Abgesehen von der recht 
allgemeinen Formulierung „solide“ entspricht diese Empfehlung den in Kapitel 
2.2.2  vorgestellten  didaktischen  Erkenntnissen.  Im  letzten  Abschnitt  des 
Informationsblattes  werden  einige  Eckpunkte  der  Hausordnung 
zusammengefasst,  die  sich  auf  Haftung,  Aufsichtspflicht  der 
Gruppenverantwortlichen  und  die  Weisungsbefugnis  des  Ordnungsdienstes 
beziehen. Es wird außerdem darauf hingewiesen, dass das Stören der „Ruhe 
und Ordnung“ (ebd.) sowie das Tragen unangemessener Kleidung zum Verweis 
aus dem Landtag führen. Als Beispiel für unangemessene Kleidung wird das 
Tragen  extremistischer  oder  antidemokratischer  Bekleidungslabels  genannt 
(vgl. ebd.). Dieses Beispiel findet sich in der eigentlichen Hausordnung nicht 
und wurde vermutlich ergänzt um die Forderung zu konkretisieren. Leider ist  
die angesprochene Hausordnung über die Website des Sächsischen Landtags 
nicht  abrufbar  und  auch  im  Informationsblatt  ist  kein  Hyperlink  zu 
entsprechender Stelle  eingefügt.  Ich konnte die  Hausordnung lediglich recht 
umständlich  mittels  einer  Suchmaschinensuche  unter  der  URL 
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/11284-Hausordnung-SLT#ef 
aufrufen, was ich für ungünstig halte wenn im Informationsmaterial explizit auf 
die Hausordnung verwiesen und deren Einhaltung gefordert wird.
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5 Auswertung der Daten
Zur  Dokumentation  des  Verlaufs  der  Expertenbefragungen  wurde  auf 
technische Hilfsmittel verzichtet, da dies in den Gesprächen zu Irritationen hätte 
führen  können  und  technische  Aufzeichnungen  (  Audio  und  Video  )  der 
Genehmigung  des  Landtagspräsidenten  bedürfen.  Stattdessen  wurden 
Feldnotizen  angefertigt,  die  im  Anschluss  an  die  Beobachtungen  in  ein 
teilformalisiertes  Protokoll  übertragen  und  um  eigene  Erinnerungen  ergänzt 
wurden.  Da es sich um größtenteils verbale Ereignisse handelte,  die  einem 
Frage – Antwort – Schema folgten und in schneller Abfolge stattfanden, wurden 
die  Sprechakte  in  den  Feldnotizen  und  im  Protokoll  paraphrasiert 
niedergeschrieben  und  auf  die  wesentlichen  Inhalte  reduziert.  Sofern  es 
möglich  war  wurden  die  Fragen  und  einige,  als  besonders  empfundene, 
Aussagen  wörtlich  dokumentiert.  Außerdem  flossen  auch  persönliche 
Anmerkungen  in  die  Protokolle  ein,  die  beispielsweise  das  Verhalten  der 
Lernenden,  Mimik  und  Gestik  der  Akteure  und  Umgebungseinflüsse 
beschreiben. 
Zur Auswertung der Protokolle wurde zunächst offen kodiert um einen 
Überblick über das Datenmaterial zu erhalten und versucht, das Festgehaltene 
in  übergeordnete Begriffe  zu fassen.  Dabei  wurde sämtliches Datenmaterial 
berücksichtigt und nicht ausschließlich die verbalen Inhalte. Nach dem Prozess 
des offenen Kodierens wurde innerhalb der Kodes nach Kategorien gesucht, 
die aus pädagogisch – didaktischer Perspektive interessant erschienen. Dabei 
stellte sich heraus, dass insbesondere die impliziten Inhalte der Fragen und 
Antworten  untersuchenswert  sind,  da  sie  im  Geertz'schen  Sinn  einem 
kulturellen Code entsprechen und Bedeutungsstrukturen offen legen können. 
Um geeignete Sequenzen für dichte Beschreibungen zu finden wurden zwei 
Auswertungsstrategien  angewandt.  Einerseits  wurde  das  Material  durch 
Auszählung  der  einzelnen  Kodes  kartiert und  dadurch  festgestellt,  welche 
Kodes besonders häufig vorkommen und welche nicht (vgl. Bock 2018, S.155). 
Dadurch  ließen  sich  bereits  erste  Schwerpunkte  ermitteln.  Beispielsweise 
waren Fragen, welche die unmittelbare Lebenswelt der Lernenden (29 Fragen) 
oder aktuell gesellschaftlich diskutierte Themen (21 Fragen) zum Inhalt hatten 
am  häufigsten,  wobei  beide  inhaltlichen  Ausrichtungen  auch  kombiniert 
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vorkamen.  Die  zweite  Auswertungsstrategie  bestand darin,  das Material  auf 
Irritationen zu untersuchen. Ziel ist es dabei, nach ungewöhnlichen Situationen, 
nach abgebrochenen Handlungen oder Brüchen in den Gesprächen zu suchen, 
und  deren  kommunikativen  Rahmen  (Personenkonstellationen, 
Handlungsabfolgen etc.) zu analysieren . Auf diese Art werden sogenannte rich 
points identifiziert,  die sich für eine nähere Betrachtung eignen (vgl. ebd. S. 
155f.). 
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6 Dichte  Beschreibung  der  Interaktionen  zwischen  
Schulklassen und Abgeordneten
Im nun folgenden Kapitel  gilt  es,  das in  den Gesprächen Beobachtete  und 
Festgehaltene  analytisch  zu  interpretieren.  Dazu  wurden  einzelne 
aussagekräftige Ereignisse aus den Beobachtungsprotokollen ausgewählt, die 
als  Grundlage  für  die  dichte  Beschreibung  der  Interaktionen  zwischen 
Lernenden und Abgeordneten, unter Berücksichtigung der pädagogischen und 
didaktischen Perspektive, dienen sollen. Da nicht alle Gespräche in die dichten 
Beschreibungen  einfließen  werden,  müssen  an  dieser  Stelle  noch  einige 
allgemeine Beobachtungen geschildert werden. Mit Ausnahme einiger weniger 
Schüler,  die  individuelle  Fragen  schriftlich  vorbereitet  hatten,  war  nicht 
ersichtlich ob im Vorfeld eine unterrichtliche Vorbereitung stattgefunden hat. Ein 
Großteil der Fragen schien spontan gestellt worden zu sein oder ergab sich aus 
dem Verlauf  des  Gespräches.  Weiterhin  fertigte  keine  der  Klassen  Notizen 
während  der  Gespräche  an,  was  vermuten  lässt,  dass  eine  inhaltliche 
Nachbereitung  im  Unterricht  nicht  vorgesehen  war.  Aus  Gründen  der 
Anonymität werden keine Namen von Personen oder Schulen genannt, auch 
die  Klassenstufen  sowie  das  Datum  und  die  Uhrzeit  des  Besuchs  bleiben 
unerwähnt.  Lediglich  die  Fraktionszugehörigkeit  der  Abgeordneten  wird 
aufgeführt.  Außerdem  wird  für  alle  Abgeordneten  und  Schüler,  auch  aus 
Gründen der Anonymisierung, die grammatikalisch männliche Form genutzt.
Gespräch IV – Einstieg:
Da  die  Schüler  keine  vorbereiteten  Fragen  dabei  hatten  und 
entsprechend zurückhaltend waren, stellte, nach der Vorstellungsrunde, 
der SPD – Abgeordnete eine Frage an die Klasse. Er fragte, ob es an 
ihrer Schule viel Unterrichtsausfall wegen dem Lehrermangel gäbe, was 
zur  merklichen  Überraschung  des  Fragestellers  von  der  Lehrkraft 
beantwortet  wurde.  Auch  die  zweite  Frage  wurde  von  einem 
Abgeordneten  an  die  Klasse  gerichtet  und  der  Vertreter  der  Linken 
wollte  wissen,  was  die  Schüler  denn  von  einem  Absenken  des 
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Wahlalters auf 16 Jahre hielten. Eine Antwort auf die Frage blieb aus, 
bis der Abgeordnete einen Schüler aufrief und um seine Meinung bat 
und der Schüler diese sehr knapp Kund tat . Danach entstand eine etwa 
einminütige  Pause  in  der  sich  alle  Beteiligten  anschwiegen,  bis  der 
Abgeordnete der CDU seinen Platz verließ und begann zwischen den 
Stuhlreihen umherzulaufen. Er fragte mit einem ironischen Unterton in 
den  Raum:  „Na,  wer  von  euch  kann  mir  den  erklären,  was  der 
Unterschied  zwischen  Überhangmandaten  und  Ausgleichsmandaten 
ist? Das hattet ihr doch bestimmt schon in der Schule.“ Er wartete auf 
Wortmeldungen, doch als diese nicht kamen rief er zwei Schüler auf die 
sich an einer Antwort versuchten. Beide Antworten waren falsch, er ließ 
die Schüler dennoch ausreden und gab die Antwort am Ende selbst.
An  dieser  Sequenz  sieht  man  sehr  deutlich,  dass  eine  Vorbereitung  der 
Expertenbefragung  im  Unterricht  von  hoher  Bedeutung  ist.  Mit  den  ersten 
beiden  Fragen  versuchten  die  Abgeordneten  des  sprichwörtliche  Eis  zu 
brechen und die zurückhaltende Atmosphäre etwas aufzulockern. Der Inhalt der 
Fragen  wurde  geschickt  gewählt,  da  beide  die  Lebenswelt  der  Schüler 
berührten  und  sich  außerdem  an  aktuellen  gesellschaftlichen  Debatten 
orientierten. Vor allem die erste Frage schien für ein anschließendes Gespräch 
über  die  Ursachen  des  Lehrermangels  und  verschiedene  Lösungsansätze 
geeignet zu sein, jedoch blieb diese Chance durch die schnelle Äußerung des 
Lehrers, der die Frage verneinte, ungenutzt. Dies war auch an der Reaktion 
des Abgeordneten zu erkennen, der sich offenbar eine Antwort aus den Reihen 
der Schüler gewünscht hat und die Antwort des Lehrers mit einem überraschten 
und irritierten Blick quittierte. Im Sinne der Adressatenorientierung haben die 
Abgeordneten der SPD und der Linken hier sinnvoll gehandelt. Das Verhalten 
des CDU – Abgeordneten ist allerdings anders zu beurteilen. Einerseits hat er 
durch das Verlassen seines Platzes versucht die zwischenmenschliche Distanz 
zwischen den Schülern und den Abgeordneten zu überwinden und eine offene 
Atmosphäre  zu  etablieren,  andererseits  hat  er  dieses  Bestreben  durch  die 
bewusste  Auswahl  einer  sehr  kompliziert  zu  beantwortenden  Frage  wieder 
zunichte gemacht. Die Frage diente lediglich dazu die Schüler vorzuführen und 
ihnen  ihre  Unzulänglichkeiten  im  formellen  politischen  Wissen  zu 
33
demonstrieren. Der ironische Tonfall der Frage ließ zwar bereits erkennen, dass 
eine korrekte Beantwortung der Frage gar nicht erwartet wurde, jedoch wurden 
trotzdem zwei  Schüler bloßgestellt  indem sie direkt  zur Antwort  aufgefordert 
wurden.  Der  Verweis  darauf,  dass  die  Klasse  diese  Frage  eigentlich 
beantworten können müsse, da es ja „bestimmt“ bereits Thema im Unterricht 
gewesen sei, brachte die Schüler noch zusätzlich in Verlegenheit. 
Aus  didaktischer  Sicht  kollidiert  dieses  Verhalten  mit  der 
Adressatenorientierung.  Die  Schüler  werden  als  gleichberechtigte 
Gesprächspartner  disqualifiziert  und herabgesetzt,  da  sie  offensichtlich nicht 
über  das  gleiche  Wissen  um  politische  Formalitäten  verfügen  wie  der 
Abgeordnete.  Es  ist  allerdings  generell  fraglich  ob  das  Bloßstellen  des 
Gesprächspartners zu einer offenen Gesprächsatmosphäre beiträgt.
Gespräch V – Frage 3:
„Kürzlich  wurden  in  München  die  Gebühren  für  Kita  –  Plätze 
abgeschafft.  Halten  Sie  das  auch  in  Sachsen  oder  Dresden  für 
möglich?“ Die erste Antwort gab der Abgeordnete der Linken, welcher 
bejahte und auf eine aktuelle Petition zu diesem Thema hinwies, an der 
man sich noch beteiligen könne. Im nächsten Satz erwähnte er, dass 
die  Regierungskoalition  Sachsens  jedoch  nicht  an  dem  Thema 
interessiert  sei,  dieses  Problem  allerdings  aufgrund  des  ungleich 
verteilten  Wohlstandes  innerhalb  der  Bevölkerung  von  hoher 
Bedeutung.  Der  Abgeordnete  der  CDU  reagierte  mit  einem 
Schulterzucken  und  fügte  lachend  an:  „Super  Sache,  wird  nicht 
passieren.“  und  „Was  nichts  kostet  ist  nichts  wert“.  Nach  diesen 
Aussagen wurde der Abgeordnete von seinem Kollegen unterbrochen, 
der ihm mit den Worten „So ein Quatsch.“ widersprach. Daraufhin holte 
der CDU – Abgeordnete weit aus und erklärte, unter Bezugnahme auf 
Themenfelder wie beispielsweise Demografie, Marktpolitik, Klimaschutz 
und Pflegenotstand, in einem etwa zehnminütigen Monolog warum dies 
nicht  umsetzbar  sei.  Bei  seiner  Erklärung  trat  der  Abgeordnete  sehr 
dominant  auf,  was  sich  vor  allem  in  einem  lauten  und  bestimmten 
Tonfall, sowie unterstützenden Gesten äußerte (energisches klopfen mit 
dem Zeigefinger auf den Tisch). Weiterhin wurde der Begriff „Realität“ 
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auffällig oft genutzt.
In  der  Frage  des  Schülers  ist  auch  der  implizite  Wusch  enthalten,  dass  in 
Sachsen  und  speziell  Dresden  eine  ähnliche  Veränderung  wie  in  München 
eintritt. Der Lebensweltbezug der Frage wird hier gut sichtbar und der Schüler 
schien sich eine positive Antwort zu erhoffen. Da es sich bei den Schülern nicht  
mehr  um  Jugendliche  handelte  ist  nicht  auszuschließen,  dass  der  Schüler 
persönlich von dem Problem betroffen war. Wie in Kapitel 2.3 dargestellt ist es 
auch Teil der Adressatenorientierung, die Schüler in ihren Ansichten ernst zu 
nehmen und  auch  Vorstellungen  von  wünschenswerten  Zuständen,  die  aus 
diesen  Ansichten  hervor  gehen,  sind  davon  nicht  ausgeschlossen.  Die 
Äußerungen des Abgeordneten der Linken werden der Adressatenorientierung 
in mehreren Punkten gerecht, da er einerseits auf den impliziten Wunsch des 
Schülers  eingeht  indem  er  mit  der  Ungleichverteilung  von  Wohlstand  den 
wahrscheinlichsten Grund für diesen Wunsch identifiziert.  Weiterhin wird, mit 
dem  Hinweis  auf  eine  aktuelle  Petition,  auf  ein  Instrument  der  politischen 
Teilhabe aufmerksam gemacht, dass für jeden Bürger ohne größeren Aufwand 
nutzbar ist. Durch den Verweis auf das Desinteresse der Regierungskoalition 
nimmt  der  Abgeordneten  sich  selbst  und  seine  Partei  zwar  aus  der 
Verantwortung,  macht  damit  aber  indirekt  die  Rolle  der  Opposition  in  einer 
parlamentarischen Demokratie deutlich und spricht somit insgesamt die polity – 
und policy – Dimensionen von Politik an.
Die Äußerungen des CDU – Abgeordneten sind didaktisch anders zu 
bewerten. Der ironische Tonfall der Antwort, verbunden mit der Gestik und dem 
Lachen des Abgeordneten verdeutlichten, dass die Vorstellung des Schülers für 
lächerlich  gehalten  wurde.  Zwar  sei  der  Gedanke  eine  „Super  Sache“,  der 
jedoch  aufgrund  der  postulierten  „Realität“  nicht  eintreten  werde.  Die 
Behauptung,  dass  alles  Kostenfreie  „nichts  wert“  sei,  einschließlich  der  in 
Deutschland bereits vorhandenen kostenfreien Kita – Betreuung, unterstreicht 
diese  Sichtweise  nochmals  und  enthält  außerdem  im  Umkehrschluss  die 
Ansicht,  dass  alles  was  viel  Geld  kostet  auch  mehr  wert  sein  müsse.  Die 
Vorstellung des Schülers wurde hier nicht nur als lächerlich, sondern auch als 
wertlos diskreditiert. Die Unterbrechung des Abgeordneten der Linken und die 
Bezeichnung  der  der  Äußerungen  als  „Quatsch“  veranlassten  den  CDU  – 
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Vertreter zur Konkretisierung und Erklärung seiner Ansichten. Das dominante 
Auftreten  während  der  Erklärung  und  das  häufige  Benutzen  des  Wortes 
„Realität“ unterbanden eine weitere Debatte über das Thema.  Eine Erwähnung 
von durchaus vorhandenen unterschiedlichen politischen Standpunkten erfolgte 
nicht  und  durch  die  einseitige  Problematisierung  ohne  Hinweis  auf 
Lösungsansätze wurde der Eindruck eines unveränderlichen Ist – Zustandes 
erweckt,  der  einer  Förderung  der  politischen  Urteilsfähigkeit  der  Schüler 
entgegenwirkte.
Die folgenden Sequenzen stammen aus einem Gespräch zwischen einer 
Schulklasse und Abgeordneten der AfD, SPD und CDU, und ergaben sich aus 
einer Frage zu den Fridays for Future Demonstrationen, die zum Zeitpunkt der 
Untersuchung gesellschaftlich und politisch stark diskutiert wurden. Da sich aus 
der  Ausgangsfrage  mehrere  Irritationen  im  Gespräch  ergaben  aus  denen 
wiederum  Nachfragen  und  Zwischenrufe  resultierten,  wird  der  Verlauf  des 
Gespräches nicht am Stück beschrieben und analysiert,  sondern in einzelne 
Abschnitte  unterteilt,  welche  jeweils  einzeln  beschrieben  und  interpretiert 
werden. 
      Gespräch VIII – Frage 7:
„Sind sie für oder gegen die Fridays for Future Demos und warum?“ 
Der  Abgeordnete  der  SPD  antwortete  zuerst  und  drückte  seine 
Unterstützung für  die  Demonstrationen aus,  da  der  Klimawandel  ein 
ernstzunehmendes  Problem  sei,  welches  in  der  Vergangenheit 
allerdings  „nicht  mehrheitsfähig“  war.  Die  Fridays  for  Future  – 
Bewegung stelle aus diesem Grund eine große Chance für Politik und 
Gesellschaft dar. In diesem Moment betrat der verspätete Abgeordnete 
der  CDU  den  Raum  und  die  Frage  wurde  für  ihn  vom  Moderator 
wiederholt. Die nächste Antwort kam von der AfD, deren Vertreter die 
Demonstrationen kritisch betrachtete.  Dies wurde mit  einigen Thesen 
begründet,  beispielsweise das es den Klimawandel gäbe seitdem die 
Erde besteht, die Sonne für das Klima verantwortlich sei und nicht der 
Mensch und das Fridays for Future von „grünen NGOs fremdgesteuert“ 
und  somit  keine  „Graswurzelbewegung“  sei.  Außerdem  sei  CO2 
„wichtiger  Bestandteil  der  Photosynthese“  und  wichtig  für  das 
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Wachstum von Pflanzen.  Die Aussagen lösten in der Klasse deutlich 
hörbar  Unruhe  und  Gemurmel  aus,  allerdings  gab  es  keinen 
Widerspruch  seitens  der  Schüler.  Zuletzt  antwortete  der  CDU  – 
Abgeordnete und ging zunächst  auf  die  wirtschaftlichen Aspekte des 
Kohleausstiegs  und  die  damit  verbundenen  Konsequenzen  ein.  Er 
forderte Kompromissbereitschaft von allen Seiten und nahm die Politik 
in die Pflicht an einer vernünftigen Lösung zu arbeiten. Es brauche für 
den Klimawandel eine „große Lösung“, denn von Deutschland aus sei 
das Problem nicht zu bewältigen. Auf die eigentliche Frage, ob er für 
oder  gegen die  Demonstrationen  sei,  wurde nicht  eingegangen.  Der 
Moderator animierte die Schüler im Anschluss zum Nachfragen. 
Fragen zu den Fridays for Future Demonstrationen kamen in einem Großteil 
der beobachteten Gespräche vor, was auf eine starke Identifikation der Schüler 
mit der Bewegung schließen lässt. Da der Schüler in diesem Fall explizit nach 
den  Meinungen  zu  den  Demonstrationen  fragte,  ist  anzunehmen,  dass  die 
Standpunkte  der  Abgeordneten  zum  Klimaschutz  eingangs  von 
untergeordnetem Interesse waren. Die Schüler waren sich der Debatte um die 
Demonstrationen  und  das  damit  verbundene  „schwänzen“  an  Freitag 
Nachmittagen durchaus bewusst, und ebenso der Tatsache, dass ihre Aktionen 
unter Politikern und allgemein in der Gesellschaft nicht nur auf Unterstützung 
treffen. Dies wurde in den Medien ausführlich thematisiert und die Antworten 
der  Abgeordneten spiegelten  die  unterschiedlichen Standpunkte auch wider. 
Durch die Unterstützung der Fridays for Future Bewegung billigte der SPD – 
Abgeordnete gleichzeitig auch die Nichtteilnahme der Schüler am Unterricht. 
Weiterhin  würdigte  er  das  Engagement  der  Schüler  in  dem  er  ihre 
Demonstrationen  als  „Chance“  bezeichnete  und  sie  in  ihren  Forderungen 
offenbar ernst nahm. Diese Würdigung wurde noch unterstrichen, indem der 
Abgeordnete zugab, dass das Thema Klimaschutz in der Vergangenheit nicht 
zu  Wahlerfolgen  geführt  habe,  und  den  Schülern  implizit  das  Potential 
zuschrieb dies zu ändern, da sie das Thema prominent in der gesellschaftlichen 
Debatte platzieren konnten.
Die  Antworten  des  AfD  –  Abgeordneten  sind  aus  pädagogisch  – 
didaktischer  Sicht  kritisch  zu  beurteilen,  was  vor  allem  an  der  Art  der 
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vorgebrachten Begründungen seiner Ablehnung der Demonstrationen liegt. Der 
Abgeordnete reagiert mit Tatsachenbehauptungen, welche die Bewegung als 
Ganzes  delegitimieren  sollen,  und  somit  auch  des  Engagement  der 
Jugendlichen.  Auf  das  Bestreiken  des  Unterrichts  wird  nicht  eingegangen, 
sondern  die  zentralen  Forderungen,  sowie  die  Glaubwürdigkeit  der 
Demonstrationen in  Frage gestellt.  Abgesehen von dem Umstand,  dass die 
vorgebrachten  Argumente  zum  Klima  dem  wissenschaftlichen  Konsens 
widersprechen  und  somit  dem  didaktischen  Prinzip  der 
Wissenschaftsorientierung entgegenstehen,  wird  durch  die  Unterstellung  der 
Fremdgesteuertheit  den  Jugendlichen  die  Urteilsfähigkeit  und  Mündigkeit 
abgesprochen. Diese Behauptung des AfD - Abgeordneten ist ein Beispiel für 
das Konzept des Bullshits, da weder seriöse Belege existieren, noch irgendeine 
Art angeblicher Belege vorgetragen werden. Das einzige Ziel der Aussage war 
es,  eine negatives  Bild  des Engagements der  Schüler  zu zeichnen und die 
eigenen  Ansichten  legitim  wirken  zu  lassen.  Weiterhin  wird  durch  die 
Argumentation  mit  als  widerlegt  geltenden  Behauptungen  den  Schülern  die 
Bildung eines politischen Urteils erschwert,  da die in Kapitel  2.3 vorgestellte 
Effizienzkategorie  auf  empirisch  korrekte  Sachurteile  aufbaut.  An  den 
Reaktionen der Schüler wurde deutlich, dass sie von den Aussagen des AfD – 
Abgeordneten irritiert waren und zunächst untereinander der Bedarf an einem 
Austausch über das Gehörte bestand. Aufgrund des Autoritätsgefälles zwischen 
Abgeordneten  und  Schülern  blieb  eine  unmittelbare,  an  den  Abgeordneten 
gerichtete Reaktion aus. 
Betrachtet man die Aussagen der anderen Abgeordneten, so fällt  auf, 
dass sie die inhaltlichen Argumente der Fridays for Future Bewegung nicht in 
Frage  stellen  und  auch  nicht  auf  widerlegte  Tatsachenbehauptungen 
zurückgreifen um diese zu diskreditieren. Der Abgeordnete der CDU würdigt die 
Forderungen der  Bewegung nach politischen Lösungen sogar,  indem er  die 
internationale Politik zur Lösungsfindung in die Pflicht nimmt und nicht von den 
Schülern erwartet Lösungen zu präsentieren.
Gespräch VIII – Zwischenruf:
„Ich habe gelesen, dass die AfD von Klimagegnern, also großen Firmen, 
gesponsert wird“ rief ein Schüler in den Raum, ohne das er vorher ein 
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Handzeichen gab. Da in der Frage die AfD direkt angesprochen wurde 
antwortete der AfD – Abgeordnete auch zuerst. Er erklärte, dass dies 
bei der Klimapolitik nicht stimme, im Sektor der Energiepolitik sei dies 
jedoch  normal.  In  diesem Zusammenhang  bezog  er  sich  auf  einige 
Energiekonzerne,  die  durch  den  Ausstieg  Deutschlands  aus  der 
Atomkraft schwer geschädigt wurden und nutzte die Gelegenheit um die 
Bundesregierung dafür zu kritisieren und die Atomkraft als Lösung für 
die  Zukunft  zu  bewerben.  Die  „CO2  –  Hysterie“  könne  er  nicht 
verstehen, das Problem der Umweltverschmutzung, beispielsweise das 
Plastik in den Meeren,  sei  viel  größer.  Der Vertreter des SPD ergriff  
daraufhin das Wort und klärte darüber auf, das es in der Politik kein 
Sponsoring gäbe, sondern Spenden, welche im Rechenschaftsbericht 
der  Parteien  aufgeführt  werden  müssen.  In  diesem  Zusammenhang 
attackierte er den AfD – Abgeordneten indem er die Spendenaffäre der 
Partei  um  Gelder  aus  der  Schweiz  ansprach,  über  welche  in  den 
Medien  zu  diesem  Zeitpunkt  ausführlich  berichtet  wurde.  Auf  die 
Äußerungen  wurde  nicht  weiter  eingegangen,  sondern  lediglich  mit 
einem  Kopfschütteln  des  AfD  –  Vertreters  beantwortet.  Dieser  griff 
nochmals das Thema Fridays for Future auf und behauptete, dass die 
Organisatoren  sich  beeinflussen  lassen  hätten.  Außerdem bestritt  er 
nochmals den Einfluss des Menschen auf das Klima.
Das der Schüler mit den konventionellen, an schulischem Unterricht orientierten 
Abläufen bricht und sich ohne vorheriges Handzeichen zu Wort meldet lässt 
darauf schließen, dass er sein Anliegen für bedeutungsvoll hielt und es nicht 
riskieren  wollte,  nicht  aufgerufen  zu  werden.  Er  verteidigt  seine  Auffassung 
gegen die Delegitimierung durch die AfD indem er ebenfalls Fremdgesteuertheit 
durch  Geldgeber  im  Hintergrund  unterstellt.  Somit  wendet  er  die  gleiche 
Strategie der Delegitimierung an wie die AfD in Bezug auf die Fridays for Future 
Bewegung.  Durch  den Hinweis,  dass er  seine  Informationen  gelesen habe, 
deklarierte er diese als eine Aussage Dritter für die er keine Verantwortung trägt 
und  gleichzeitig  versuchte  der  Schüler  seine  Informationen  dadurch  als 
glaubhafter, weil journalistisch, darzustellen. Er nennt zwar keine Quelle, doch 
ist dieses Vorgehen aus Sicht des Schülers durchaus nachvollziehbar. Durch 
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seinen Status als  Schüler,  und dem damit  einhergehenden vorausgesetzten 
Wissensrückstand  gegenüber  den  Politikern,  würde  eine  These,  welche  als 
seine eigene erkennbar ist, nicht ernst genommen werden. Der Schüler spricht 
mit seiner Aussage den in der Politik weit verbreiteten Lobbyismus an, wählt  
aber  ein  Wort  zur  Beschreibung  das  nicht  dem  politischen  Fachjargon 
entstammt. Der AfD – Abgeordnete bestätigt den Vorwurf des Schülers in Teilen 
relativierte  diesen  jedoch  sofort  durch  den  Verweis  auf  die  Normalität  des 
Lobbyismus. Die Nutzung des abwertenden Begriffs „CO2 – Hysterie“ stellt eine 
erneute Herabsetzung der  politischen Ansichten der  Schüler  dar  und wurde 
nicht mit wissenschaftlich fundierten Argumenten gestützt. Die Erklärung des 
SPD  –  Abgeordneten  über  die  Unterschiede  zwischen  Sponsoring  und 
Parteispenden und der vorgeschriebenen Veröffentlichung der Parteifinanzen 
durch  den  Rechenschaftsbericht  war  aus  didaktischer  Sicht  sinnvoll,  da  zu 
diesem Sachverhalt  noch Wissenslücken bei  den Schülern existierten. Nach 
dem  Einwurf  des  SPD  –  Abgeordneten  zur  Spendenaffäre,  der  das  Ziel 
verfolgte  der  AfD  Unseriosität  nachzuweisen  und  vom  Vertreter  der  AfD 
offenbar als nicht weiter beachtenswert eingeschätzt wurde. Aus dem Verlauf 
des Gespräches war nicht ersichtlich warum der AfD – Abgeordnete sich erneut 
veranlasst sah den Einfluss des Menschen auf das Klima zu bestreiten und 
auch  den  Vorwurf  zu  wiederholen,  die  Organisatoren  seien  von  Dritten 
beeinflusst. Was jedoch ersichtlich wurde war, dass der Abgeordnete der AfD 
nicht  bereit  war  seine  Rolle  als  Akteur  politischer  Bildung  einzunehmen, 
sondern  fortlaufend  ideologische  Standpunkte  wissenschaftlichem  Wissen 
vorzog, die  Ansichten der Schüler  als manipuliert  diskreditierte  und dadurch 
gegen jedes in Kapitel 2.3 genannte didaktische Prinzip handelte. Im weiteren 
Verlauf des Gespräches wurde dies sogar noch deutlicher.
Gespräch VIII – Nachfrage 1:
„Wer hat sich bei Fridays for Future von wem beeinflussen lassen?“
Diese Nachfrage stellte ein Schüler im direkten Anschluss an die letzte 
Aussage des AfD – Abgeordneten. Vom hartnäckigen Nachfragen der 
Klasse sichtlich irritiert und genervt, erklärte der Abgeordnete nochmals, 
dass die Organisatoren der Demonstrationen durch Organisationen im 
Hintergrund gelenkt werden. Als Beispiel wurde Greenpeace genannt. 
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Die  nun  vom  Abgeordneten  eingenommene  ablehnende  Haltung 
gegenüber  einer  weiteren  Diskussion  des  Themas  äußerte  sich  vor 
allem im Tonfall und der abwehrenden Gesten ( verschränken der Arme, 
Augenverdrehen  ).  Der  Schüler  wollte  an  dieser  Stelle  nochmals 
nachfragen, was zunächst aber nicht möglich war, da der Abgeordnete 
weiterredete. Es ertönten mehrere Zwischenrufe von Schülern, die mit 
der  Antwort  des Abgeordneten merklich unzufrieden waren.  Für  eine 
kurze Zeit wurde die Gesprächssituation im Raum unübersichtlich, da 
einzelne  Wortmeldungen  nicht  mehr  zu  verstehen  waren.  Vom 
Moderator oder der Lehrkraft wurden in dieser Situation keine Versuche 
unternommen das Geschehen wieder  zu  organisieren.  Nachdem der 
Abgeordnete der AfD seine Ausführungen beendet hatte und auch die 
Schüler  die  Zwischenrufe einstellten bekam der  Schüler,  der  vor  der 
chaotischen  Situation  eine  Wortmeldung  hatte,  doch  noch  die 
Gelegenheit sich zu äußern.
Die  Nachfrage  des  Schülers  zeigt,  dass  die  Äußerungen  des  AfD  - 
Abgeordneten bei den Jugendlichen auf wenig Akzeptanz stießen und sie den 
Behauptungen des Politikers keinen Glauben schenkten. Diese Hartnäckigkeit 
verdeutlicht, dass die Diskreditierung ihrer Überzeugungen schwerer wiegt als 
die Autorität des Abgeordneten, was wiederum zu einem kritischen Umgang mit 
dem Gehörten führte. Die Schüler bemerkten außerdem, dass der Abgeordnete 
zunehmend unsouverän wurde und vom Thema genervt zu sein schien, was 
sie zu weiteren Zwischenrufen animierte. Das schlichte Wiederholen der bereits 
vorgebrachten  Aussagen,  die  lediglich  um  die  Nennung  von  Greenpeace 
ergänzt wurden, verdeutlichte den Schülern, das ihnen hier  Bullshit ( im Sinne 
Harry  Frankfurts  )  vorgetragen  wurde  und  keine  belegbaren  Argumente.  In 
dieser  Situation  wurde  trotzdem  zur  politischen  Urteilsbildung  der  Schüler 
beigetragen,  da  sie  das  politische  Urteil  des  Abgeordneten  mit  Hilfe  der 
Effizienz- und Legitimitätskategorien überprüften und sein Urteil, zumindest in 
der Effizienzkategorie, für unvertretbar befanden.
Gespräch VIII – Nachfrage 2:
„Selbst ein geringer Anteil  der BRD am CO2 - Ausstoß kann großen 
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Einfluss haben.“ Allem Anschein nach konnte der Schüler,  welcher in 
einer der vorderen Reihen saß, trotz des Stimmengewirrs am Ende des 
letzten  Gesprächsabschnitts  den  Ausführungen  des  AfD  – 
Abgeordneten noch folgen. Der Inhalt der Frage lässt darauf schließen, 
dass der Abgeordnete den Einfluss Deutschlands auf den weltweiten 
CO2 – Ausstoß in irgendeiner Form relativiert oder bestritten hat. Ich 
selbst  konnte  die  Aussagen  aufgrund  der  Lautstärke  im Raum nicht 
verstehen. Auf die Nachfrage des Schülers reagierte der Abgeordnete 
erneut mit ähnlichen Argumenten. Er bestritt zum wiederholten Mal den 
Einfluss  des  Menschen  auf  das  Klima  und  erklärte,  dass 
Vulkanausbrüche jede  Berechnung des  vom Menschen verursachten 
CO2  –  Ausstoßes  verfälschen  würden.  Außerdem  wurde  folgende 
Forderung an die Schüler gestellt: „Lernt in der Schule was Klima ist 
und wie es entsteht“ und die Schüler sollten zum Thema forschen. Am 
Ende wurde erneut  eine  Rückkehr  zur  Atomkraft  als  Lösung für  das 
Energieproblem  genannt.  Die  anderen  anwesenden  Abgeordneten 
äußerten sich nicht mehr zum Thema.
Der letzte Abschnitt dieser Gesprächssequenz fasst die vorher beobachteten 
Interaktionen zusammen. Auf eine widersprechende Aussage eines Schülers 
reagiert  der  Abgeordnete  nochmals  mit  wissenschaftlich  widerlegten 
Behauptungen  und  handelt  somit  wiederholt  entgegen  der 
Wissenschaftsorientierung. Das politische Urteil des Abgeordneten kann einer 
Überprüfung seiner Effizienzkategorie durch die Schüler nicht standhalten, da 
es  den  wissenschaftlichen  Konsens  (vgl.  u.a.  Wissenschaftler  Dienst  des 
Deutschen Bundestages 2017) nicht berücksichtigt, der den Schülern offenbar 
bekannt ist. Um die Argumentation der Jugendlichen zu entkräften bezieht sich 
der  Abgeordnete  auf  deren Status als  Schüler  und impliziert  dadurch einen 
Mangel an Sachkenntnis, was eine Debatte mit ihnen obsolet machen würde. 
Der  Abgeordnete  hat  zu  keinem  Zeitpunkt  seine  Rolle  als  Sprachrohr  von 
Parteiinteressen verlassen und seine Rolle als Akteur der politischen Bildung 
angenommen, was auf eine mangelnde Vorbereitung auf die Begegnung mit 
den  Schülern  und  eine  Unterschätzung  von  deren  Kenntnisstand  schließen 
lässt.
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Gespräch XIV – Einstieg und erste Frage:
Der  Beginn  des  Gesprächs  verlief  chaotisch,  da  zunächst  nur  der 
Abgeordnete der CDU – Fraktion anwesend war. Mit kurzer Verspätung 
erschien der Vertreter der Linken und nach zehn Minuten wurde das 
Gespräch  begonnen  obwohl  der  eigentlich  eingeladene   AfD  – 
Abgeordnete  noch  nicht  anwesend  war.  Es  wurde  vom  Moderator 
angenommen, dass dieser wohl nicht mehr kommen würde, was sich 
letztlich bewahrheitete. Die anwesenden Abgeordneten begannen damit 
sich vorzustellen und ihren Werdegang in der Politik kurz zu umreißen. 
Nach  dieser  Vorstellungsrunde  erwarteten  die  Abgeordneten  Fragen 
von  den  Schülern,  die  jedoch  sehr  zurückhaltend  wirkten.  Nach 
mehrmaliger Aufforderung fragte einer der Schüler ob die Abgeordneten 
schon  immer  das  Ziel  verfolgt  hätten,  Politiker  zu  werden.  Beide 
Abgeordneten  schilderten  daraufhin  nochmals  ihren  Werdegang, 
allerdings etwas konkreter und detaillierter. Um die Atmosphäre etwas 
zu lockern und den Schülern ihre Zurückhaltung zu nehmen versuchte 
der  Abgeordnete  der  Linken  seine  Ausführungen  sehr  humorvoll  zu 
gestalten  und  erzählte  einige  Anekdoten,  welche  für  verhaltenes 
Gelächter  im Raum sorgten.  Allerdings war  der  Versuch die  Schüler 
durch  Humor  und  Lockerheit  zum  Fragenstellen  zu  motivieren  nicht 
erfolgreich, da sich an die Ausführungen der Abgeordneten wiederum 
Schweigen  der  Schüler  anschloss.  Weder  der  Moderator  noch  die 
Lehrkraft griffen an dieser Stelle ein und die Abgeordneten schwiegen 
ebenfalls bis nach etwa zwei Minuten die nächste Frage gestellt wurde.
In dieser Sequenz treten mehrere Probleme zu Tage. Der sehr unglückliche 
Anfang  des  Gesprächs,  der  daraus  bestand  zehn  Minuten  lang  auf  die 
Abgeordneten  zu  warten,  widersprach  dem  sonst  sehr  stark  zeitlich 
strukturierten Ablauf, den Schülerinnen und Schüler aus der Schule gewohnt 
sind.  Zwar  sind  Verspätungen  sicherlich  manchmal  unumgänglich,  da  die 
Abgeordneten  im  Landtag  vorrangig  anderen  Verpflichtungen  nachgehen 
müssen, jedoch ist das unangekündigte Fernbleiben vom Gespräch in vielerlei 
Hinsicht  ungünstig.  Einerseits  führt  es  zu  Situationen  wie  der  eben 
beschriebenen, in denen keiner der Beteiligten genau weiß was zu tun ist und 
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improvisiert  werden  muss.  Andererseits  wird  die  Zeit  der  Klassen  und  aller 
Beteiligten verschwendet,  wenn es zu vermeidbaren Verzögerungen kommt. 
Weiterhin  werden  eventuell  vorhandene  Vorbereitungen  der  Klassen  unnütz 
wenn die Abgeordneten, für die die Fragen gedacht waren nicht erscheinen. 
Die  Zurückhaltung  der  Klasse  kann  durchaus  auch  auf  den  ungünstigen 
Einstieg in das Gespräch zurückgeführt werden. Das die Schüler offensichtlich 
keine  Fragen  vorbereitet  hatten  wurde  deutlich,  als  nach  mehrmaliger 
Aufforderung eine Frage gestellt wurde, die prinzipiell bereits eingangs durch 
die  Abgeordneten  beantwortet  wurde.  Der  Zurückhaltung  der  Schüler  mit 
Humor zu begegnen ist ein adäquates Mittel um das „Eis“ zu brechen, jedoch 
nicht immer erfolgreich, wie man an diesem Beispiel sieht. Der Moderator blieb 
während der Gesprächsunterbrechung untätig. 
Gespräch XIV – Mittelteil und Schluss:
Nachdem von den Schülern zwei  Fragen zu den Beweggründen der 
jeweiligen Parteimitgliedschaft und zu Fridays for Future gestellt wurden 
kam  es  zur  längsten  Pause  des  Gesprächs.  Mehrmals  fordern  die 
Abgeordneten auf  Fragen zu  stellen  und keine  Angst  zu  haben,  die 
Schüler schwiegen jedoch weiterhin. Dies bewegte den Abgeordneten 
der Linken dazu, mit der Klasse Smalltalk zu machen. Er thematisierte 
die  heißen  Temperaturen,  den  glücklichen  Umstand  im  Landtag 
Klimaanlagen  zu  haben  und  fragte  nach  Plänen  für  den  weiteren 
Nachmittag.  Einzelne  Schüler  beteiligten  sich  zurückhaltend  und 
erklärten, dass nach dem Gespräch der Tag für sie beendet sei. Auch 
dieser Versuch, die Schüler zu Fragen zu motivieren scheiterte, so dass 
die  Lehrkraft  das  Wort  ergriff  und  sich  nach  den  Eindrücken  des 
Abgeordneten beim Übergang von der SED zur PDS erkundigte. Der 
Vertreter der Linken schilderte daraufhin seine individuellen Erlebnisse 
und erläuterte kurz die Geschichte seiner Partei. Nach der Antwort kam 
es  erneut  zu  einer  längeren  Pause  in  der  die  Schüler  nochmals 
humorvoll  aber  deutlich  dazu  aufgefordert  wurden  ihre  Fragen  zu 
stellen.  Es  folgten  zwei  weitere  Fragen  zu  den  Zielen  für  die 
Landtagswahl  und  zu  Uploadfiltern.  Diese  wurden  von  den 
Abgeordneten  beantwortet,  worauf  wiederum  Schweigen  folgte. 
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Merklich frustriert vom Verlauf des Gespräches schlug der Abgeordnete 
der  Linken vor,  dass Gespräch an dieser  Stelle  zu  beenden,  es  sei 
schließlich  sehr  heiß.  Tatsächlich  endete  daraufhin  das  Gespräch, 
obwohl noch etwa 20 Minuten Zeit zur Verfügung gestanden hätten.
Die  Schwierigkeiten  vom Beginn zogen sich  durch  das  gesamte  Gespräch. 
Trotz aller Bemühungen des Abgeordneten der Linken, der sich am wenigsten 
mit der Situation abfinden zu wollen schien, waren die Schüler nicht dazu bereit  
ohne mehrmalige Aufforderung eine Frage an die Abgeordneten zu stellen. Der 
Versuch  durch  Smalltalk  ein  unverbindliches,  informelles  Gespräch  auf 
Augenhöhe zu entwickeln wurde von den Schülern nicht  angenommen. Die 
Frage  des  Lehrers  war  offenbar  von  persönlichem  historischen  Interesse 
geleitet,  da sie  keinerlei  Verbindung zur Lebenswelt  der  Schüler besaß und 
somit auch für Anschlussfragen ungeeignet war. Die Aufforderungen Fragen zu 
stellen wurden immer deutlicher und der frustrierte Tonfall  der Abgeordneten 
war sehr deutlich herauszuhören. Diese Frustration gipfelte letztlich im Abbruch 
des  Gesprächs,  was  von  den  Anwesenden  wort-  und  widerspruchslos 
akzeptiert  wurde.  Aus  didaktischer  Perspektive  wäre  es  wünschenswert 
gewesen,  wenn  zumindest  der  Versuch  unternommen  geworden  wäre,  die 
Schüler  im Sinne der  Adressatenorientierung in  ihrer  Lebenswelt  abzuholen 
und  somit  eine  Gesprächsgrundlage  zu  schaffen.  Gelegenheit  dazu  wurde 
unter anderem durch die Frage zu Fridays for Future durch die Schüler selbst 
gegeben. Es blieb auch erneut die Rolle des Moderators uneindeutig, da von 
seiner Seite nicht eingegriffen wurde. Dies wiederum legt die Vermutung nahe, 
dass  die  Mitarbeiter  des  Besucherdienstes  auf  solche  Situationen  nicht 
vorbereitet sind oder nicht eingreifen sollen, obwohl es häufig zu stockenden 
Gesprächesverläufen  aus  den selben  Gründen kommt.  Gleiches gilt  für  die 




Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass Schülerinnen und Schüler beim 
Besuch des Sächsischen Landtags sehr unterschiedliche Erfahrungen machen. 
Der pädagogische Erfolg oder Misserfolg des Besuchs und insbesondere der 
Expertenbefragung wird durch mehrere Faktoren bestimmt, wobei der Faktor 
Vorbereitung eine zentrale Position einnimmt. 
Gehen  Schulklassen  unvorbereitet  in  die  Gespräche,  so  kann  es  zu 
Situationen kommen wie sie in Kapitel 5 beschrieben werden. Die Beteiligten 
schweigen  sich  an,  es  entstehen  unangenehme Pausen,  die  Abgeordneten 
fühlen sich gezwungen die Initiative zu übernehmen und agieren pädagogisch 
unbeholfen. Durch inhaltlich vorbereitete Fragenkataloge, verbunden mit einer 
Art der Ergebnissicherung kann die Expertenbefragung nachhaltiger gestaltet, 
und  außerdem  ein  flüssiger  Ablauf  der  Gespräche  erreicht  werden. 
Entsprechend  der  in  Kapitel  2.2.1  dargestellten  Aussage  Massings,  die 
Schülerinnen  und  Schüler  während  der  Erkundung  eines  außerschulischen 
Lernorts  „in  eine  aufgabenhaltige  Situation“   (Massing  2010  S.  228)  zu 
versetzen,  ist  es  didaktisch  sinnvoll  ihnen  auch  während  der 
Expertenbefragung  eine  Aufgabe  zu  geben,  die  es  zu  bearbeiten  gilt.  Dies 
beugt einerseits einer inhaltlichen Beliebigkeit vor und fördert andererseits die 
Aufmerksamkeit und Motivation der Lernenden.  
Doch die Vorbereitung auf die Gespräche kann nicht einseitig auf die 
Schulklassen  und  deren  Lehrkräfte  verteilt  werden.  Die  Akteure  des 
sächsischen  Landtags,  gemeint  sind  sowohl  die  Abgeordneten  als  auch 
insbesondere  die  Mitarbeiter  des  Besucherdienstes,  sollten  sich  ihrer 
pädagogischen Rollen bewusst sein und sich darauf vorbereiten.  Es wäre für 
sie sinnvoll einen individuellen Katalog aus einigen Fragen vorzubereiten, auf 
den  sie  nötigenfalls  zurückgreifen  können  und  den  Schülern  im  Sinne  der 
Adressatenorientierung ihre Betroffenheit  von Politik vor Augen führen. Auch 
provokante  Thesen  sind  als  Ausgangspunkt  für  Gespräche  denkbar.  Dieser 
Vorschlag  richtet  sich  speziell  an  die  Moderatoren  der  Gespräche,  da  ihre 
Aktivitäten sich zu großen Teilen auf die Begrüßung und Verabschiedung der 
Klassen beschränkte. 
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Es ist außerdem zu konstatieren, dass manche Abgeordnete sich ihrer Rollen 
als Akteure politischer Bildung und den damit einhergehenden Anforderungen 
entweder nicht bewusst waren oder diese Rollen nicht einnehmen wollten. Es 
werden die Ziele politischer Bildung untergraben, wenn sich Politiker gegenüber 
Schülerinnen  und  Schülern  nicht  an  die  Mindeststandards  der  politischen 
Bildung halten. Dazu zählt insbesondere die Wissenschaftsorientierung. Inhalte 
die  durch  wissenschaftlichen  Konsens  gefestigt  sind,  stellen  die  Grundlage 
einer  jeden  Tatsachenaussage  dar,  die  im  Rahmen  der  politischen  Bildung 
getroffen  wird.  Das  Politiker  nicht  ohne  weiteres  zwischen  ihren  Rollen 
wechseln  können  ist  zum  Teil  nachvollziehbar,  jedoch  muss  es  ihnen  im 
Moment des Aufeinandertreffens mit den Schulklassen gelingen ideologische 
Sichtweisen  auf  die  Lösungsfindung  eines  Problems  zu  reduzieren,  nicht 
jedoch die wissenschaftlichen Erkenntnisse, die dem Problem zugrunde liegen, 
anzuzweifeln.  Der  bestehende  Interessenkonflikt  zwischen  politischer 
Sichtweise und wissenschaftlicher Tatsache muss im Sinne der Zielerreichung 
der  politischen  Bildung  überwunden  werden,  insofern  ein  Interesse  daran 
überhaupt besteht.
Verlässt man die pädagogische Ebene und fragt nach den emotionalen 
Erfahrungen, die Schülerinnen und Schüler bei einem Besuch des Sächsischen 
Landtags  machen  können,  so  ist  festzuhalten,  dass  sie  insbesondere  bei 
gesellschaftlich  stark  kontrovers  diskutierten  Themen  auch  persönliche 
Herabsetzung  erfahren  können  und  ihre  individuellen  Überzeugungen 
diskreditiert werden. Auf der anderen Seite werden Schülerinnen und Schüler in 
ihren  Ansichten  auch  bestätigt  und  unterstützt,  vor  allem  gesellschaftliches 
Engagement wird stark gewürdigt.  Die  beobachteten Interaktionen zwischen 
Abgeordneten und Schülerinnen und Schülern sind größtenteils respektvoll, die 
eben  erwähnten  Diskreditierungen  bilden  daher  die  Ausnahme. 
Nichtsdestotrotz  kommen  diese  Situationen  vor  und  die  Schülerinnen  und 
Schüler sollten sich darauf einstellen.
Die  Erkenntnisse  dieser  Arbeit  betreffen  nicht  nur  die  Praxis  der 
Expertenbefragungen  vor  Ort,  sondern  sind  auch  relevant  für  die 
politikdidaktische Aus- und Weiterbildung. Trotz der im Unterrichtsalltag selten 
nutzbaren  Möglichkeit  des  Besuchs  außerschulischer  Lernorte,  sollte  in  der 
universitären Ausbildung von Lehramtsstudenten die Didaktik außerschulischer 
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Lernorte stärker einfließen. Insbesondere Parlamentsbesuche bergen großes 
pädagogisches  Potential,  insofern  sie  gut  vor-  und  nachbereitet,  sowie 
didaktisch  sinnvoll  umgesetzt  werden.  Die  mangelhafte  Vorbereitung  der 
Klassen,  sowie  das  Fehlen  von  Aufgabenstellungen  und  Ergebnissicherung 
lässt  darauf  schließen,  dass  hier  ein  Nachholbedarf  bei  den  Lehrkräften 
besteht.
Die  Reflexion  der  eigenen  Untersuchungen  im  Sächsischen  Landtag 
lässt  Limitierungen  und  weiterführende  Fragen  erkennen,  die  durch  weitere 
Forschung speziell in diesem Forschungsfeld ausgeräumt werden können. Um 
weitere  Handlungsmöglichkeiten  bei  der  Verbesserung  der  pädagogischen 
Qualität  der Landtagsbesuche identifizieren zu können, wäre es hilfreich die 
Perspektiven  der  beteiligten  Akteure  auf  das  Geschehen  während  der 
Erkundung  und  Expertenbefragung  zu  untersuchen.  Wie  wurden  die 
Schulklassen  im  Unterricht  vorbereitet  und  warum?  Welchen 
Herausforderungen  sehen  sich  die  Mitarbeiter  des  Besucherdienstes 
gegenüber  und  wie  können  diese  Herausforderungen  gemeistert  werden? 
Welche  Erwartungen  haben  Schüler  und  Abgeordnete  an  die  Gespräche? 
Diese Fragen gilt es in weiteren Forschungsvorhaben zu untersuchen und die 
vorliegende Arbeit stellt einen ersten Schritt der Problemidentifizierung dar.
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→ CDU (steht während des gesamten Gesprächs)
→ SPD
→ Die Linke
1. Fr. S:  Was halten Sie von Art. 13  Urheberrecht?
1.A. (Die Linke) : - ausführliche und anschauliche Antwort 
                 (MdL zuständig für Netzpolitik) 
2.A. (SPD): -  bezieht  sich  auf  Aussagen  der  Linken,  
relativiert aber
3.A. (CDU): - ergänzt zu Ausführungen der SPD, Linke 
widerspricht scharf und ironisch
→ SuS lachen, Gemurmel
- CDU verteidigt Beschlüsse
  
→ S hakt nach, teilt seine Meinung mit, keine weitere Reaktion 
der MdL 
2. Fr. S: Was ist nach Ihrer Meinung das wichtigste   




→  alle  3  MdL  nennen  Art.1  GG  und  erklären  
verschiedene Aspekte des Artikels
Es  entsteht  eine  kurze  Pause  in  der  die  SuS  keine  Frage  
stellen, Moderator greift zügig ein, fordert SuS auf keine Scheu  
zu haben
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3. Fr. S: Wie war Ihr Weg in die Politik?
-  MdL  schildern  ihre  persönlichen  Biografien 
(Nachrückverfahren, Kommunalpolitik etc.)
- CDU nennt „rückwärtsgewandten Selbsthass der Deutschen“ 
als Beweggrund 
→ Linke schüttelt  Kopf,  durch  Gestik  und Mimik ablehnende 
Haltung erkennbar, allerdings kein Widerspruch
→ SuS  bisher  größtenteils  aufmerksam,  
wiederkehrendes Gemurmel
4. Fr. S: Welche wirtschaftlichen und politischen           
    Verbesserungen streben sie in Deutschland an?
1.A. (SPD): - weist zunächst auf große Allgemeinheit der Frage 
hin, nennt dann Überwindung des Verteilungsproblems
2.A. (Die Linke): - schließt sich SPD an, ergänzt um Solidarität
3.A. (CDU): - widerspricht SPD und der Linken
         - legt Fokus auf Bildung, wünscht sich „aufgeklärten 
Patriotismus“,  betont  Wirtschaftswachstum  und  
„Klima des Erfolgs“
          - „gesunde Finanzen“, weniger Alimentierung des 
Einzelnen durch den Staat
40 min vergangen, keine Wortmeldung der Lehrkraft
5. Fr. S: Seit wann sind Sie im Landtag und würden sie 
    nochmal kandidieren? 
- MdL geben individuelle Antworten, kurz gehalten
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6. Fr. S: Ist es sinnvoll in allen Bundesländern den gleichen 
    Lehrplan zu haben?
1.A. (CDU): - nein, Bildungspluralismus fördert Exzellenz 
2.A. (SPD):  - eher ja, aber mit Orientierung an gutem Beispiel
→ klärt über aktuelle Situation in Mitteldeutschland 
auf, nennt Sachsen als Positivbeispiel
3.A. (Die Linke): - ja, erklärt die durch Flexibilitätsanforderungen 
       auf  Arbeitsmarkt
    - Wettbewerb im Bildungsbereich ist „Quark“
   → sehr lebhafte und humorvolle Erklärung, SuS 
        reagieren mit Kichern
7. Fr. S: Was haben Sie in Ihrer Amtszeit durchgesetzt?
1.A: (CDU): - erklärt an konkretem Beispiel, dass Demokratie 
nur als
„Teamwork“ funktioniert
2.A: (SPD): - nennt kein Beispiel, erklärt aber Funktionsweise 
des Parlamentarismus, betont Bedeutung von 
Kompromissen, Koalitionsvertrag etc.
→  Aufmerksamkeit  der  SuS  merklich  gesunken,  lautes  
Gemurmel, allgemeine Unruhe
3.A (Die Linke): - erklärt, dass erst sehr kurz MdL
    - erzählt humorvolle Anekdote
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8. Fr. S: Wie sieht der Alltag eines Abgeordneten aus?
1.A. (Die Linke): - individuelle Antwort, erklärt „Wochen“ 
        (Ausschusswoche, Plenarwoche...)
2.A. (SPD):       - ebenfalls individuelle Antwort, bezieht sich 
       auf eigene Doppelfunktion als Mitglied des 
       Kabinetts und MdL 
3.A. (CDU): -  betont  Wichtigkeit  der  Bürgernahe,  Erklärung  
     Wahlkreisarbeit
Moderator ergreift das Wort, wegen Zeitmangel sammelt er die  
letzten  drei  Fragen  und  organisiert  die  Reihenfolge  der  
Wortmeldungen und Beantwortung
9. Fr. S: Was ist ihre Meinung zu Elektroautos?
10. Fr. S: Was halten Sie von Fridays for Future?
11. Fr. S: Wann kommt schnelles Internet auf dem Land?
→ MdL beantworten Fragen sehr kurz, mitunter auch nicht jede  
Frage
→  große  Unruhe  im  Raum,  einzelne  SuS  packen  Sachen  
zusammen, wollen bereits aufstehen







1. Fr. S: „Warum sind Sie Politiker geworden?“
→ MdL geben  individuelle  Antworten,  schildern  persönlichen 
Werdegang 
(12 min)
2. Fr. S: Wie sieht ihr Arbeitstag aus?
1.A. (CDU): - erklärt zunächst Ablauf einer Plenarwoche, dann 
Wahlkreiswoche  und  Ausschusswoche  (4 
min)
2.A. (Grüne): - keine Wiederholung des Vorredners
           - erklärt eigene Sicht auf freies Mandat
           → eher Fremdbestimmt durch Wähler, Fraktion, 
Ehrenamt, etc. (4 min)
3.A. (SPD): - hat nichts hinzuzufügen, erzählt jedoch Anekdote 
(5 min)
3.  Fr.  S:  Wie  würden  Sie  die  Ziele  Ihrer  Parteien 
beschreiben?
1.A. (Grüne): - weist auf Allgemeinheit der Frage hin, reduziert 
auf  drei Punkte „Ökologie, Soziales, Gerechtigkeit“
           - gibt anschauliche Erklärung zu diesen Punkten 
(4 min)
2.A. (SPD): - nennt Soziales zuerst, konkretisiert und erklärt im 
   Anschluss
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        - erläutert außerdem Unterschied zwischen Bundes- 
und           Landesebene
        - betont auf Landesebene Wirtschaft → Mittelstand 
          fördern (3 min)
3.A. (CDU): - betont Status seiner Partei als Volkspartei
         - nennt zuerst „christliches Menschenbild“, 
abstrahiert dieses auf Umwelt und Wirtschaft
 (4 min)
→ Klasse relativ still, merklich unaufmerksam
4. Fr. S: Was halten sie von „Fridays for Future“?
1.A. (SPD): - reagiert positiv, bestärkt Forderungen der SuS
        - bekräftigt das „Schwänzen“, brechen von Regeln 
          verschafft Aufmerksamkeit (3 min
2.A. (CDU): - hält es grundsätzlich für gut, geht aber auf hohe 
     politische Anstrengungen zur Absicherung 
des  Unterrichts ein → Demos lieber in der 
Freizeit (4 min)
3.A. (Grüne): - widerspricht CDU stark, weißt auf Versäumnisse 
der CDU in der Bildungspolitik der letzten 30 Jahre hin
- rechtfertigt Demos während der Schulzeit
- zieht Vergleich zu Streiks von 
Lokführergewerkschaft
- spricht Quote von Unterrichtsausfällen an (5%) 
(4 min)
5. Fr. S: Was motiviert Sie zur Arbeit?
1.A. (CDU): - individuelle Antworten (2 min)
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2.A. (Grüne): - ebenfalls individuelle Antwort, nennt gleichzeitig 
noch persönliche Erfolge als Motivation (3 min)
3.A. (SPD): - antwortet konkreter, geht nicht auf Individuelles  
ein
        -  spricht Aufbau des öffentlichen Dienstes an 
(Lehrer, Polizei)
        → wendet sich während der Antwort an Grüne und 
fragt  nach „Interventionen?“  (ablehnende Geste  
bei Grünen, Kopfschütteln) (5 min)
→  CDU hakt ein,  spricht Streit  mit Koalitionspartner SPD bei 
Thema Lehrer und öffentlicher Dienst an, erklärt, dass in Politik 
auch Dinge nicht gelingen
→  insgesamt  eher  verhaltene  Atmosphäre,  wenig  





1. Fr. S: Ist Ihr Alltag stressig?
1.A. (Linke): - gibt individuelle Antwort, erklärt danach 
strukturellen Ablauf eines Arbeitstages (2 min)
2.A. (SPD): - schließt sich an
        - geht auf gewachsene Bedeutung von Social Media 
ein 
(3 min)
2. Fr. S: Warum sind Sie Politiker geworden?
1.A. (Linke): - individuelle Antwort, schildert Biografie (3 min)
2.A. (SPD): - ebenfalls Schilderung des persönlichen 
Werdegangs und der individuellen Beweggründe  
(3 min)
→  beide  MdL  betonen  stark,  dass  Landtagsmandat  eher  
zufällig zustande kam und nicht geplant war
3. Fr (gestellt von MdL): Wer von euch möchte ein 
Handwerk erlernen?
-  einige  SuS  geben  Handzeichen,  nennen  danach  ihr 
Vorstellungen   (5 min)
→ es wird nicht weiter auf die Antworten der SuS eingegangen,  
lediglich kurz erwähnt, dass Handwerk wichtig sei
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4.  Fr.  (gestellt  durch  Lehrkraft):  Warum  ist  es  möglich 
Gemeinschaftskunde abzuwählen?
1.A. (SPD): - begründet mit zu voller Stundentafel, bemüht sich 
um Einordnung in größeren Zusammenhang 
(3 min)
2.A. (Linke): - schließt sich SPD an, nennt große zeitliche 
Belastung der SuS als Problem (4 min)
5. Fr. S (S zitiert provokante These): „Wenn Wahlen etwas 
bringen  würden,  dann  wären  sie  schon  längst 
abgeschafft.“
1.A. (Linke): - „Unsinn“
          -  erklärt kurz Mechanismen der Demokratie in 
Sachsen
2.A. (SPD): - schließt sich an, verweist auf vermutet hohe 
Wahlbeteiligung bei Kommunalwahlen
 →  SuS  sehr  unaufmerksam  und  desinteressiert,  hohe  
Lautstärke, sehr knapper Zeitansatz, letzte Antwort geht unter  






1. Fr. (gestellt durch SPD): Gibt es denn in eurer Schule viel 
Ausfall durch Lehrermangel?
- beantwortet durch Lehrkraft, verneint
2. Fr. (gestellt durch Linke): Was haltet ihr vom Absenken 
des Wahlalters auf 16?
S:  schlechte  Idee,  da  Jugendliche noch zu  unvernünftig  und 
unerfahren seien
→  sehr zurückhaltende Atmosphäre, CDU steht auf und läuft  
zwischen SuS umher, stellt „Scherzfrage“
3. Fr ( „Scherzfrage“ von CDU): Wer von euch kann mir den 
Unterschied zwischen Ausgleichs- und Überhangmandaten 
erklären?
- S versucht sich an Antwort, allerdings nicht korrekt
→ CDU lässt S ausreden, korrigiert danach
→ Ablauf der ersten 3 Fragen chaotisch (ca. 10 min)
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4. Fr. ( gestellt durch Lehrkraft): Warum sind Sie Politiker 
geworden?
-  alle  MdL  geben  nacheinander  individuelle,  anekdotische 
Antworten 
   (9 min)
5. Fr. S: Wie stehen Sie zu Fridays for Future?
1. A. (CDU): - gute Sache, aber nicht an Freitagen (2 min)
2. A. (Linke): - starke Unterstützung der Forderungen, Tag und 
Zeit ist egal (3 min) 
3. A. (SPD): - grundsätzliche Unterstützung, schränkt aber ein 
(Wochentag, Schulpflicht) (3 min)
6. Fr. S: Wie stehen Sie zu  Art. 13?
1.A. (CDU): - „Welcher Art. 13? Grundgesetz? Sächsische 
Verfassung?“
→ S konkretisiert 
- gibt zu nichts davon zu verstehen
2. A. (SPD): - schließt sich CDU an
3. A. (Linke): - ebenfalls nicht Sachkundig, macht aber 
Ablehnung der Beschlüsse klar 
→ insgesamt 2 min
7. Fr. S (bezogen auf Frage 5): Was soll an einem Samstag 
besser sein?
1.A. (CDU): - relativiert Forderungen der Bewegung, setzt 
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Klimaschutz in globalen Zusammenhang
         - Fridays for Future sei ideologisch überprägt 
(4 min)
2. A. (Linke): - widerspricht CDU in Teilen, kommt auf 
eigentliche Frage zurück
- unterstützt Vorgehen der SuS, da Streiks an 
Wochenenden nicht für Skandale sorgen (3 min)
8. Fr. S: Was könnte man als Jugendlicher noch tun um das 
Klima zu schützen?
1. A. (CDU): - im täglichen Leben bewusster mit Ressourcen  
umgehen, individuell Handeln (2 min)
→  die  anderen  MdL  nicken  zustimmend,  keine  weiteren  
Antworten
8. Fr. S: Würden Sie Cannabis legalisieren?
1. A. (Linke): - Ja
2. A. (SPD): - Nein, soll als Einstiegsdroge verboten bleiben
3. A. (CDU): - Nein
→ 1 min
9. Fr. S (an Linke gerichtet): Warum würden Sie Cannabis 
legalisieren
1. A. (Linke): Cannabis sei keine Einstiegsdroge, beruft sich auf 
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Studien die dies belegen
→ an dieser Stelle entwickelt sich eine Art Diskussion zwischen  
den  Abgeordneten  und  einzelnen  SuS  die  von  individuellen  
Standpunkten  geprägt  ist  und  durch  den  Moderator  





- MdL stellen  sich vor,  Klassensprechers stellt  Klasse vor  (5 
min)
1.  Fr.  S:  Wie  kann  man  die  Probleme  auf  dem  Land 
bekämpfen? Zum Beispiel den Ärztemangel?
1. A. (Linke): - weist auf aktuelle Debatten hin und das 
Probleme bereits bearbeitet werden
           - Kompromiss zwischen Bezahlbarkeit und 
Vorstellungen notwendig
- nennt Städtebahn nach Kamenz als konkretes  
Beispiel
- Ärztemangel durch finanzielle Anreize 
bekämpfen, weist aber auf Komplexität des 
Themas hin 
( 4 min)
2. A.(CDU): - nennt zuerst Individualität des Einzelnen
-  ordnet  infrastrukturelle  Mängel  in  historischen  
Kontext der DDR ein
- weist auf „Teufelskreis“ hin 
  (Wegzug  →  Überalterung  →  kein  Anreiz  für 
Zuzug)
- ÖPNV als Kernproblem
- interkommunale Zusammenarbeit schwierig
→ sehr direkte und bestimmte Antworten
-  Landkreise müssen sich als „Dienstleister“ der  
Bevölkerung sehen
- Beispiel: Berufsschulen in Provinz verlegen, nicht 
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  Ballungszentren
- geht konkret auf geplantes Azubi – Ticket ein
  (10 min)
2. Fr. S: Was ist der Sinn des neuen Polizeigesetzes?
1. A. (CDU): - Gesetzt ist „sehr sinnvoll“
→  erklärt  ausführlich  3  zugrundeliegende 
Grundsätze
→ geht auf Konzept Sicherheit vs. Freiheit ein
- erwähnt auch „berechtigte Kritik“  an Gesetz
- vorheriges Gesetz wäre überaltert
→ sehr umfangreiche, detaillierte Erklärung 
(12 min)
2. A. (Linke): - erklärt warum Fraktion gegen Gesetz stimmte
- weist vor allem auf moralische Mängel hin
→ fehlender Kompromiss zwischen digitaler 
     Privatsphäre und digitaler Sicherheit (4 min)
3. A. (CDU): →  während Antwort  der  Linken Ablehnung des  
 Gesagten durch Mimik und Gestik deutlich 
     geworden, SuS lachen aufgrund dessen
- vergleicht Schriftpost und digitalen Schriftverkehr
→ eines für Justiz nutzbar, anderes nicht, somit  
nicht mehr Zeitgemäß (5 min)
3. Fr. S: Kürzlich wurden in München die Gebühren für Kita 
– Plätze abgeschafft. Halten Sie das auch für Sachsen oder 
Dresden möglich?
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1. A. (Linke): - grundsätzlich ja
-  erwähnt tagesaktuelle Petition zum Thema hin
→ Koalition sei nicht interessiert
- weist auf Verteilungsproblem innerhalb der 
   Bevölkerung hin (3 min)
2. A. (CDU): - „Super Sache, wird nicht passieren.“ 
   (lacht, Schulterzucken)
- „Was nichts kostet ist nichts wert.“
→ Linke unterbricht, widerspricht Äußerungen
- CDU holt weit aus, schneidet verschiedene 









→ CDU tritt sehr dominant auf, spricht viel von „Realität“
3. A. (Linke): - ergänzt, kritisiert Bildungsföderalismus
- ungleiche Zugangschancen zu Bildung
- vergleicht mit Finnland
- Kita = frühkindliche Bildung, somit persönliche  
  Daseinsvorsorge






1.  Fr.  (Lehrkraft):  Wie  kann  die  Politik  junge  Menschen 
besser erreichen?
1. A. (CDU): - „berechtigte Frage“
- bezieht sich in Antwort auf EU - Wahl
→ reflektiert Verhalten der eigenen Partei, erwähnt 
     Fridays for Future, Rezo
→ hat Schwierigkeiten Antwort zu geben, bricht oft Sätze ab und  
beginnt neu
- erklärt, dass „Themenfestigkeit“ manchmal 
Vorrang vor Aktualität hat
- spricht mangelnde Diversität der eigenen Partei  
an  (in Parlamenten)  (8 min)
2. A. (Grüne):- beginnt mit Anekdote zu eigener 
politischen Sozialisation 
- kritisiert Fragestellung, betont Funktion von 
Politik
→ Politik = die öffentliche Angelegenheit
- „Politikmüdigkeit ist nur der Mangel an 
politischem Willen“
- Möglichkeiten der Teilhaben seien vielseitig, Lob 
für Engagement bei aktuellen Themen (6 min)
2.  Fr.  S:  Was halten Sie  von der  Einführung einer  CO2 – 
Steuer? Wäre ein  Rückfluss der  Gelder  möglich,  so  dass 
Autofahrer entlastet werden?
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1. A. (Grüne):- betont Kontrast von Ziel und Lebensrealität
- Vorschriften („Planwirtschaftlichkeit“) nicht 
denkbar
-  Notwendigkeit  eines  gesamtgesellschaftlichen  
Konsens → einzelne Parteien sind machtlos
- kurze Erklärung von Abgabenrecht und Steuern 
  (4 min)
Nachfrage  S:  Wie  kann  man  die  USA  und  China  zum 
Umdenken bewegen?
1. A. (Grüne):- betont Europas „nicht marginale Rolle“ beim 
   historischen CO2 - Eintrag
- Europa müsse eigenes industriepolitisches 
Interesse an technologischer Führung haben 
(3 min)
2. A. (CDU): - kommt zurück auf Ausgangsfrage, erklärt,  dass  
CDU keine CO2 – Steuer will
- vergleicht Effekt einer CO2 – Steuer mit 
Tabaksteuer
(2 min)
3. A. (Grüne):- vergleicht gesetzliche Maßnahmen mit 
Medikamenten
   (Nebenwirkungen)
- betont Wichtigkeit von Kompromissen und 
  Interessenausgleich (3 min)
→ nutzt sehr bildliche Sprache
 
3.  Fr.  S:  Führt  eine  politische  Debatte  immer  zum  Ziel? 
(nennt  Beispiele  in  denen  Entwicklungen  übersehen  wurden:  
Lehrer- und Ärztemangel, Glasfaserausbau, Klimaschutz etc.)
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1. A. (CDU): - gesteht Fehler z.B. beim Glasfaserausbau ein
- verteidigt Föderalismus, bei Entscheidungen sei  
aber größerer Konsens zwischen den 
Bundesländern hilfreich (3 min)
2. A. (Grüne):- „Diskussion ja, aber irgendwann muss auch mal 
entschieden werden.“
- kritisiert politischen Gegner für Ausbremsen des 
lösungsorientierten Diskurses („Volksverräter“ etc.)
- betont beim Thema Klimaschutz „nicht 
 Antriebswende, sondern Mobilitätswende“
→ ÖPNV – Ausbau (4 min)
→ S äußert nochmals Kritik an Unflexibilität der Politik
4. Fr. (Lehrkraft): Warum lässt der Landtag nicht mehr Geld 
in die Digitalisierung von Schulen fließen?
1. A. (CDU): - weist auf Schulträgerschaft hin → 
Subsidiaritätsprinzip
- appelliert an Eigeninitiative (beschweren gehen)
2. A. (Grüne):- ergänzt Details zu CDU - Antwort
→ beide  MdL gehen  eher  auf  strukturelle  Schwierigkeiten  im  
politischen Entscheidungsprozess ein
5. Fr. S: Warum werden Schulen von Kommunen finanziert, 
aber Schulpolitik wird von den Bundesländern gemacht?
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1. A. (CDU): -  verteidigt  Bildungsföderalismus,  informiert  über  
aktuelle Debatten (3 min)
Nachfrage  S:  Kann  man  andere  Bundesländer  zum 
mitziehen bewegen?
1. A. (CDU): - hat Zweifel an Sinnhaftigkeit Entschlüsse für alle 
SuS bundesweit zu fassen, aber Abschlüsse 
müssen vergleichbar sein (2 min)
2. A. (Grüne):- einheitliches System ungünstig, 
Wahlmöglichkeiten schaffen
- Ausstattung der Schulen muss modernisiert 
werden
- kritisiert das frühe Trennen der Schüler (auch der 
sozialen Schichten)
- lobt Föderalismus (5 min)
→ betont durchgehend die Prozesshaftigkeit von Politik
6. Fr. S: Wie stehen Sie zum Wolf?  (S legt seine Gedanken 
dazu sehr detailliert dar. Als CDU antworten will unterbricht der  
Schüler die Antwort)
1. A. (CDU):  -  fordert  differenzierte  Betrachtung,  Bedürfnisse  
der Landwirtschaft müssen bedacht werden 
→  Grüne  drückt  durch  Mimik  Ablehnung  des  CDU  –  
Standpunktes aus
2. A. (Grüne):- unterscheidet zwischen rationaler und 
emotionaler Lösung des Problems
- ist recht emotional ( keine Todesfälle durch 
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Wölfe, mehr durch Hunde)
- betont wiederum Dauer eines gesellschaftlichen  
Umdenkens
→  durch  Emotionalität  des  MdL  wird  Klasse  recht  unruhig,  
Zwischenrufe 




1. Fr. S: Ist es finanziell Möglich auf regenerative Energien 
umzusteigen?
A: - bedankt sich für Fragestellung, da finanzielle Aspekte  
„gerne vergessen werden
-  holt  weit  aus,  Exkurs  in  Steuerpolitik  und  
Preisentstehung Standort Deutschland
- betont v. A. volkswirtschaftliche Aspekte (5 min)
→ sehr typische CDU - Standpunkte
2.  Fr.  S:  Wie  sehen  Sie  die  Lage  der  CDU  nach  der 
Europawahl?
A: - räumt Enttäuschung ein
-  Wechsel  der  politischen  Machtverhältnisse  seien  
normal
- betont v. A. Leistungen der eigenen Partei
- kritisiert AfD für mangelnde Lösungsansätze, hat wenig 
Verständnis für Erfolge der AfD ( 5 min)
3. Fr. S:  (gekürzt)  Warum geht die CDU/CSU so wenig auf 
die  Belange  der  jungen  Generation  ein 
(Urheberrechtsreform, Klimawandel)?
→ Frage war vorbereitet und wurde ausformuliert abgelesen
A: -  gibt  zu  wenig  Ahnung  von  Urheberrechtsreform  zu  
haben
- Kohleausstieg: → führt Kraftwerk Lippendorf als 
positives Beispiel an (40 % Effizienz)
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-  Deutschland  hat  2  %  Anteil  an  weltweitem  CO2  -  
Ausstoß
→  relativiert  Rolle  der  BRD,  betont  globalen  
Zusammenhang
→ wieder stark wirtschaftlicher Blickwinkel
- Kohleausstieg bis 2038 zwar beschlossen, aber:
- spricht Probleme der alternativen Energieträger an 
(Ineffizienz von Pumpspeicherkraftwerken), nennt 
keine Chancen
- „Die Sonne scheint nicht immer und es weht auch 
nicht immer Wind.“
S: Nachfrage zu Pumpspeicherkraftwerken
→ S wird von MdL unterbrochen, da falsche Zusammenhänge  
geschlossen wurden
→ S versucht wieder zu Wort zu kommen, MdL spricht weiter
A:  - klärt ausführlich über Funktionsweise des Stromnetzes 
auf
→  S kommt zurück auf  Kohleausstieg und erwähnt  verfehlte  
Klimaziele von Paris
-  CDU reagiert  mit  Erneuerung  der  Kritik  an  AfD  und 
betont wiederum wirtschaftliche Aspekte (10 min)
4. Fr. (Lehrkraft): Welche Szenarien haben sie entwickelt für 
nach  der  Landtagswahl?  Welche  Koalitionspartner  sind 
vorstellbar?
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A: - nimmt Europawahlergebnisse als Referenz
→ AfD und Linke bei 45%, restliche Fraktionen also bei 
55%
→  nennt  entweder  Koalition  aus  4  Fraktionen  oder  
Minderheitsregierung als Szenario (4 min)
→  kurzer Exkurs in politisches System Sachsen schließt sich  
an
5.  Fr.  S:  Warum  werden  Kohlekraftwerke  noch 
subventioniert,  obwohl  der  Kohleausstieg  bereits 
beschlossen ist?
A: -  nutzt  Beispiel  von  Heizkraftwerk  Chemnitz  („bunter  
Schornstein)  →  wird  noch  mindestens  bis  2022  
subventioniert, da noch nicht abgeschrieben (2 min)
→ wiederum wirtschaftlicher Blickwinkel auf Fragestellung
6.  Fr.  S:  Ist  eine  Minderheitsregierung  nicht  auch  eine 
Chance,  den  politischen  Gegner  mit  Argumenten  zu 
überzeugen, statt durchzuregieren?
A: - stimmt verhalten zu, aber trotzdem eher kritisch
- betont Schwierigkeit der Verhandlungsprozesse
→  S hakt ein, CDU war in Vergangenheit zu mächtig, konnte  
sich auf Mehrheit ausruhen
- CDU stimmt zu,betont aber wieder Verhandlungen und 
Schwierigkeit  der  Beschlussfassung,  erklärt  kurz Weg  
eines Gesetzes
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→ nennt Beispiel „Wolf“
→ an dieser Stelle entstand ein Gespräch zwischen MdL und  
deinem  S  in  dem  persönliche  Meinungen  zum  Wolf  
ausgetauscht wurden
→ am Ende des Gesprächs kommt S zurück auf Urheberrecht,  
MdL weicht Thema aus
(7 min)
7. Fr. S: Warum wird es in Sachsen Medizinern und Lehrern 
so schwer gemacht?
A: - führt verschiedene Maßnahmen als Beispiele an, betont 
v.A. bisherige Erfolge (2 min)
→ Konzentration der SuS hat merklich nachgelassen, am Ende  
Applaus für MdL






→ CDU (kommt etwa 20 min zu spät)
5 min Vorstellung der MdL
1. Fr. S: Was fahren Sie für Autos?
1.A. (SPD): - keins, nutzt Car- Sharing
2.A. (AfD): - 2 Autos, erzählt Anekdote über Sommerhaus in 
Irland
→ vermutet CO2 – Debatte als Hintergrund für  
Frage
2.  Fr.  S:  Gibt  es  Probleme  als  AfD  –  Politiker  in  der 
Dresdener Neustadt zu leben?
1.A. (AfD): - berichtet von Farbbeutelattacke auf Haus
2.A. (SPD): - spricht von vermehrten Angriffen auf Linke und 
AfD Büros, auch auf eigenes Bürgerbüro
3.A. (AfD): - bezieht sich direkt auf Antifa, spricht über 
Anfeindungen nach Teilnahme an Veranstaltung  
auf Dresdner Heidefriedhof
→ es entwickelt sich ein kurzer Streit zwischen den MdL über  
Neonazis  in  der  AfD,  welches von  SPD behauptet,  von  AfD  
bestritten wird
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3.  Fr.  S:  Sind  sie  für  oder  gegen  den  Art.  17  der 
Urheberrechtsreform?
1.A. (SPD): -  grundsätzlich  pro,  aber  mit  Einschränkungen  
(nicht näher bestimmt)
2.A. (AfD): - schließt sich an
4. Fr.  S:  Sind Sie für oder gegen eine Legalisierung von 
Cannabis?
1.A. (AfD): - dagegen, da Cannabis eine Einstiegsdroge sei
- weist auf USA und Kanada als negative Beispiele 
hin
2.A. (SPD): - dafür, da Kriminalisierung wenig nutze, aber 
Polizeikräfte bindet
- Alkohol ebenfalls Einstiegsdroge
- nennt Portugal als Positivbeispiel für 
Entkriminalisierung
- möchte trotzdem keine Verharmlosung
- Legalisierung ab 21, gleichzeitig mehr 
Ressourcen für Prävention
5. Fr. S: Warum identifizieren Sie sich mit Ihrer Partei?
→ beide MdL geben individuelle Antworten
6. Fr. S: Wie könnte Schulpolitik in 5 Jahren aussehen?
1. A. (SPD): - Schule soll  sich strukturell  ändern, da 45 min  
Frontalunterricht der Standard ist
- fördert neue Ausrichtung mit reduziertem, 
flexiblem Lehrplan
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2. A. (AfD): - führt Dyskalkulie als Beispiel für gelingende 
Förderung in Schule an, da nicht angeboren wie 
Legasthenie 
- „mehr Meister statt Master“
- Akademisierung nicht zukunftsfähig
- fordert stärkere Fokussierung auf Oberschulen  
um Handwerk zu unterstützen
→ auf Flur laute Geräusche und Unruhe, greift auf Klasse über
3.A. (SPD): - kritisiert die frühe Trennung der Klassen
3. A: (AfD): - kritisiert ebenfalls frühe Trennung
- würde nach 6. Klasse trenne, da manche Schüler 
besser als andere und diese würden sich 
langweilen
7.  Fr.  S:  Sind sie  für  oder  gegen  die  Fridays  for  Future 
Demos und warum?
1.A. (SPD): - pro, allerdings war das Thema Klimaschutz in  
den letzten Jahren nicht mehrheitsfähig
- Fridays for Future sei Chance für Politik und 
Gesellschaft
→  letztes  MdL  (CDU)  trifft  ein,  stellt  sich  vor,  Frage  wird  
wiederholt 
2.A. (AfD): - dagegen
- „Klimawandel gab es so lange die Erde besteht.“
- „Die Sonne bestimmt das Klima der Erde.“
- Fridays for Future sei keine 
„Graswurzelbewegung“ und fremdgesteuert durch 
grüne NGOs
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- „CO2 ist wichtiger Bestandteil der Photosynthese 
und Voraussetzung für Pflanzenwachstum“
→ Äußerungen lösen Unruhe und Gemurmel  aus,  allerdings  
ohne Widerspruch
3. A. (CDU): - geht auf Kohleausstieg ein, nennt wirtschaftliche 
Aspekte
- fordert Dialog und Kompromissbereitschaft
- es braucht eine „große Lösung“
- Politik muss Lösung erarbeiten
- Problem ist von Deutschland aus allein nicht 
lösbar
→ Moderator animiert an dieser Stelle zum Nachfragen
Zwischenruf  S:  „Ich  habe  gelesen,  dass  die  AfD  von 
Klimagegnern, also großen Firmen, gesponsert wird.“
1. A. (AfD): - stimmt nicht bei Klimapolitik, allerdings in 
Energiepolitik sei dies normal
-  bezieht  sich  auf  Atomenergie,  nennt  diese als 
Lösung
- „CO2 - Hysterie“
-  erwähnt Naturschutz → Plastik in Meeren als  
Problem
2. A. (SPD): - Sponsoring existiert nicht, Spenden schon
→ verweist auf Rechenschaftsbericht der Parteien 
→ spricht AfD auf Schweizer Spendenaffäre an, Kopfschütteln  
der AfD
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3. A. (AfD): - bestreitet nochmals Einfluss des Menschen auf 
Klima
- Organisatoren von Fridays for Future hätten sich 
beeinflussen lassen
Nachfrage S: Wer hat sich bei Fridays for Future von wem 
beeinflussen lassen?
1. A. (AfD): - Organisatoren sind gesteuert durch 
Organisationen im Hintergrund, nennt Greenpeace
→  S möchte nochmals Nachfragen, wird aber mehrmals von  
AfD  unterbrochen,  es  gibt  mehrere  Zwischenrufe  aus  dem 
Raum, S kann sich nach kurzer Zeit doch noch äußern
Nachfrage S:  „Selbst  geringer  Anteil  der  BRD auf  CO2 - 
Ausstoß kann großen Einfluss haben.“
1. A. (AfD): -  bestreitet  den Einfluss des Menschen erneut,  
Vulkanausbrüche haben großen Einfluss und 
machen Berechnungen unbrauchbar
- „Lernt in der Schule was Klima ist und wie es  
entsteht!“
- fordert SuS auf zu diesem Thema zu forschen
- erneuert Forderung nach Atomkraft
8. Fr. S: S wiederholt Frage 1 und 4
1. A. (CDU): - gegen Legalisierung
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9. Fr. S: → an AfD gerichtet
Was ist Ihre persönliche Meinung dazu? 
(zitiert aus AfD Parteiprogramm Absatz zu Burka)
1.A. (AfD): - Burka sei „unangenehm“ im Straßenbild
- man solle sich „an Gepflogenheiten anpassen“
10. Fr. S: Was halten Sie von der LGBT – Bewegung und 
dem Christopher Street Day?
1.A. (AfD): - erkundigt sich nach der Richtung der Frage 
(S konkretisiert)
- hat nichts gegen Homosexuelle
- lehnt offenes Zurschaustellen von sexuellen 
Ausrichtungen ab
(„Je weniger Transsexuelle es gibt,  desto lauter  
sind sie.“)
- AfD unterstützt das klassische Familienbild
→ AfD nutzt oft das Wort „normal“
2.A. (SPD): - bezieht sich auf Grundgesetz
- geht kurz auf vorangegangene Burka Frage ein
→ Recht darf nicht genommen werden
- „Persönliches spielt politisch keinerlei Rolle“
3.A. (AfD): - betont nochmals, das Burkas und Niqabs in der 
Öffentlichkeit nichts zu suchen hätten
4.A. (CDU): - Ehe für homosexuelle Paare sei zeitgemäß und 
gut
- „Es ist Wurst wer wen liebt.“
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11. Fr. S: Welche Schlüsse ziehen Sie aus den Ergebnissen 
der Europawahl?
→  die  Frage  geht  ein  wenig  unter,  da  durch  die  
vorangegangene Debatte Unruhe im Raum entstand
1.A. (CDU): - geht nur kurz darauf ein, spricht 
programmatische Eckpunkte der Partei an
2. A. (AfD): - Grüne hätten von AfD keine Stimmen geholt, von 
allen anderen Parteien schon






- MdL stellen sich zunächst vor
- von Beginn an sehr lockere Atmosphäre
(10 min)
→ Klasse anfangs trotzdem zurückhaltend, L stellt nach kurzem  
Schweigen erste Frage
1.  Fr.  (Lehrkraft):  Warum  ist  GRW  nach  der  10.  Klasse 
abwählbar?
1. A. (CDU): - „schwierige Frage“
- Überforderung der SuS durch zu volle 
Stundentafel
- Abwahl von GRW „könnte ja auch am Lehrer 
liegen“
(bewusst provokativ, ironischer Ton hörbar)
- stellt eigene Vorstellung von GRW – Unterricht  
vor
- plädiert für breiteren fächerübergreifenden 
Unterricht schon in niedrigeren Klassenstufen statt 
zusätzlicher Stunden (3 min)
2. A. (SPD): - schließt sich CDU an, fordert Entwicklung von  
Schule in offenere Richtung
- erzählt Anekdote aus eigener Schulzeit
- betont Zuwachs an Angeboten für GRW 
(keine Beispiele genannt) (2 min)
3. A. (Linke): - betont Notwendigkeit von Debatte um Schule im 
21. Jahrhundert
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- es muss erforscht werden, welche Inhalte 
vermittelt  werden sollen, daraus resultiere auch  
die Ansetzung der Stundentafel (3 min)
4. A. (CDU): - erwähnt Verhältnis von Gymnasium zu 
Oberschule im ländlichen Raum und fordert eine 
„politische Grundbildung“ bis Klasse 10 (1 min)
2. Fr. S: Wie stehen Sie zu Fridays for Future?
1. A. (CDU): - äußert seine Verwunderung über Häufigkeit der 
Frage
2. A. (SPD): - „sehr gut“
- ist das Recht der SuS auch Regeln zu brechen
- Demos seinen ein Erfolg, da sie Gesellschaft und 
Politik aufstacheln würden
-  Wunsch:  Kompromiss  zwischen  Forderungen  
und Möglichkeiten finden (2 min)
3. A. (Linke): - lobt den friedlichen Charakter der Demos, 
unerheblich das während der Schulzeit (1 min)
4. A. (CDU): -  Engagement ist  lobenswert,  aber:  Schulpflicht  
darf nicht verletzt werden
- Anstoß der Debatte ist ein Erfolg, hofft das es  
nicht nur ein „Hype“ sei
- versucht Thema in globalen Rahmen 
einzuordnen, erwähnt Smog – Problem in Asien
- plädiert für Kenntnisnahme der bisherigen 
Erfolge und Maßnahmen
- SuS sollten auch eigene „naive“ Vorstellungen  
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überprüfen (langer Monolog von 8 min)
5. A. (SPD): - erneuert Forderung nach 
Kompromissbereitschaft  und  lösungsorientierter  
Zusammenarbeit
- macht Werbung für Engagement in den 
Jugendorganisationen der Parteien (4 min)
3. Fr. S: Was wird in Sachsen für den Klimaschutz getan?
1. A. (SPD): - „sehr viel“
- nennt Beispiele, kritisiert mangelnde 
Einigungsfähigkeit der Koalition
→ CDU während der SPD Antwort unruhig, Gestik und Mimik  
deuten auf Ablehnung der Antwort hin
- betont Widersprüchlichkeit der Forderung nach  
regenerativen Energien und der Ablehnung von  
Windkraftanlagen
2. A. (CDU): - „Der Freistaat kann allein etwas tun, es macht  
aber nur bedingt Sinn.“
- „Luft macht nicht an Grenzen halt.“
- betont, dass es nur Sinn ergibt das Problem 
global zu Denken und die bisherigen Erfolge der  
Bundespolitik
- spricht auch Versäumnisse der Bundespolitik an 
(Kohleausstieg, Atomausstieg)
- „ Man kann sich auf Jamaika an den Strand 
legen und überlegen, wie man Sonne in Kisten  
packt.“
→ kommt hier auf Speicherproblem zu sprechen
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3. A. (Linke): - kritisiert Ansatz der CDU
→ Kurzes Streitgespräch entsteht
- betont Wichtigkeit „der kleinen Tat vor Ort“
→ Moderator gibt Hinweis auf verschiedene Klimaprojekte für  
Schüler 
4. A. (SPD): - technische Probleme, die Forschung auf diesem 
Gebiet unumgänglich machen
- betont Endlichkeit fossiler Rohstoffe
-  kritisiert  novelliertes  sächsisches Gesetz  zum  
Baumschutz stark
Nachfrage  S:  Wäre  es  möglich  Photovoltaikanlagen  auf 
Schuldächer zu bauen?
1. A. (CDU): - widerspricht mit technischen Problemen, redet  
über Solarthermie
- wechselt in seinen Ausführungen zwischen 
Photovoltaik und Solarthermie hin und her
2. A. (SPD): - berichtet in diesem Zusammenhang über 
Beschluss der Stadt Dresden und dessen 
Umsetzung
Nachfrage S: Ist es sinnvoll  wenn Deutschland als gutes 
Beispiel voran geht, statt auf globale Lösungen zu setzen?
→ S ergänzt um konkretes Beispiel aus Dresden: kein Ausbau  
von Radwegen auf der Königsbrücker Straße
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1. A. (CDU): - wiederholt bereits genannte Argumente
- andere Länder würden nicht mitziehen
→ S will nachfragen, wird nicht zu Wort gelassen
- ist vertraut mit dem Beispiel der Radwege, geht 
sehr sachlich darauf ein
2. A. (SPD): → will trotz Zeitmangel (angesagt durch 
Moderator) noch reagieren
- plädiert für Ausbau des ÖPNV und von 
Radwegen um Umstieg von PKW zu erleichtern
→ Redeanteil der CDU deutlich höher als Rest der MdL
→ bei letzter Nachfrage, die in Unruhe untergeht, reagiert CDU  







→ Vorstellung der MdL , Moderator ist aktiv und sammelt erste  
drei Fragen
1. - 3. Fr. S: Warum beginnen manche Schulen eher als 
andere?
Es fehlen bald viele Schulplätze.Was tun Sie?
Was tun Sie für die Umwelt?
1. A. (AfD): - Schulen dürfen selbst entscheiden wann sie 
anfangen
- Schulen müssen saniert werden, es fehlen auch 
Sport- und Schwimmhallen
→ fragt, ob die SuS schon schwimmen können,  
Klasse ruft Antworten
2. A. (CDU): - in Städten und Ballungszentren bedarf an 
Schulneubauten
3. A. (Grüne):- stimmt CDU zu, betont notwendige Vielfalt 
von Schulen und Förderung freier Schulen
→ MdL kommen jetzt zu Umweltfrage
1. A. (Grüne):- erwähnt zunächst Wichtigkeit von Kohleausstieg 
und gesunder Landwirtschaft
→  verwendet  kindgerechte  Beispiele  
(Schmetterlinge und Bienen sterben durch Ackergifte usw.)
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2. A. (CDU): - kritisiert Antwort der Grüne wegen 
Stadtperspektive
- fordert besseren ÖPNV auf dem Land
- sei selbst Dieselfahrer, da sonst pendeln nicht  
möglich
- appelliert an eigene Verantwortung (Teilnahme  
an Umweltprojekten, bewussterer umgang mit 
Plastik etc.)
- schwenkt zu Energiepolitik, erklärt 
Funktionsweise des Stromnetzes
→  wenig  kindgerechte  Sprache  („Energieeinspeisung“  ,  
„Spannungsfeld“ )
3. A. (AfD): - spricht Meeresverschmutzung mit Plastik an
- Schutz von Bäumen sei wichtig
- teilt Standpunkte der Partei mit („Wir finden...“)
- Windkraftanlagen zu gefährlich für Vögel
- wirbt für Kernkraft
→  ebenfalls  wenig  kindgerechte  Sprache 
(„Petitionsausschuss“, „Energieumlage“) (insgesamt 13 min)
→  CDU möchte Fragen nicht mehr sammeln sondern einzeln  
beantworten, da sonst zu chaotisch
2. Fr. S: Was halten Sie von Elektrorollern?
1. A. (Grüne):- sind OK, aber nicht auf Gehwegen, da gefährlich 
für Radfahrer, Ältere, Behinderte
- gut, dass Roller auf Straße fahren müssen 
(2 min)
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3.  Fr.  S:  Warum  wird  Lese-Rechtschreib-Schwäche  nicht 
bewertet aber Dyskalkulie? Das ist unfair.
1. A. (AfD): - Dyskalkulie kann laut Experten durch besseren 
Mathematikunterricht ausgeglichen werden, LRS  
ist angeboren
4.  Fr.  S:  Was  halten  Sie  vom  Rezo  –  Video?  (an  CDU 
gestellt)
1. A. (CDU): - freie Meinungsäußerung ist wichtig, muss aber  
gut recherchiert sein
- kritisiert Reaktion der eigenen Partei stark, hätte 
sich „coolere“ Reaktion gewünscht
5.  Fr.  S:  Wie  möchten  Sie  bezahlbare  Wohnungen 
schaffen? 
(an AfD gestellt)
1. A. (AfD): - mehr Wohnungen bauen, nicht zwangsläufig 
durch Wohnungsbaugesellschaften
- Anbindung ans städtische Umland, Erhaltung der 
Infrastruktur um Leben auf dem Land attraktiver zu 
machen
2. A. (Grüne):- sozialer Wohnungsbau sei unumgänglich
6.  Fr.  S:  Was  halten  Sie  von  Windrädern  und  der 
Gefährdung von Vögeln? (gestellt an Grüne)
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1. A. (Grüne):- kommt auf Höhe an, je höher desto 
ungefährlicher
- informiert über mögliche Vogelüberwachung an 
Windrädern
→ CDU und AfD äußern Unglauben, machen sich lustig
7. Fr. S: Die Familie meiner Freundin bekommt kein Asyl. 
Warum nicht?
1. A. (CDU): - erklärt Mechanismus eines Asylverfahrens
→ Situation in Heimatland bessert sich, Familien 
müssen zurück
- klärt über Anforderung der Integration auf
8.  Fr.  S:  Warum  gibt  es  nicht  mehr  Sportunterricht  mit 
weniger Zensuren?
1. A. (CDU): - Sport eher am Nachmittag machen, mehr 
Sportstunden schwierig umzusetzen
Lehrkraft  hakt  ein,  fordert  gleichzeitige  Erhöhung  von 
nachmittäglichen  Angeboten  wenn  schon  Sportstunden 
reduziert werden
2. A. (AfD): - private Aktivitäten problematische, da freiwillig
- Kürzung von Sport, Kunst, Musik sei schlecht,  
eher politische Bildung ab 7. Klasse abschaffen
→  der Aussage zur politischen Bildung widerspricht die CDU  
scharf und zynisch
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9. Fr. S: Was halten Sie von Ganztagsschulen?
1. A. (Grüne): - „super Sache“
→ andere MdL äußern sich nicht
10. Fr. S: Was tun Sie gegen Kinderarmut?
1. A. (CDU): - Eltern brauchen gut bezahlte Jobs
→ erklärt im Anschluss oberflächlich die 
wirtschaftliche Lage der BRD und die 
Funktionsweise von Hartz IV
11. Fr. S: Was halten sie von jüngeren Wahlaltern?
1. A. (Grüne):- gut, aber in Abstufungen 
(erst 16, irgendwann 14)
→ SuS sehr aktiv, viele Handmeldungen, sehr gut vorbereitet
12.  Fr.  S:  Was  ist  die  beste  Alternative  zu  Benzin  oder 
Diesel?F
1. A. (Grüne):- Elektromobilität ist wichtig, aber Ausbau und 
Infrastruktur muss stimmen
- sinnvoll ausgebauter ÖPNV ist wichtiger
2. A. (CDU): - weist auf Probleme bei der Batterieherstellung  
und Entsorgung hin, sowie bei der 
Stromversorgung 
3. A. (AfD): - erklärt Effizienz von Dieselmotoren
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13. Fr. S: Warum gibt es so wenig AGs an den Schulen?
1. A. (AfD): - wahrscheinlich wegen Lehrermangel, schwer zu 
beantworten
- liegt ebenso in der Hand der Schulen
14. Fr. S: Was tun Sie gegen Plastik und Klimawandel?
1. A. (Grüne):- Verbot von Plastiktüten und Einwegbesteck ist  
richtig, aber nur ein erster Schritt
15.  Fr.  S:  (eher  Nachtrag  zu  Elektroautos)  Auf  lange 
Distanzen ist ein Elektroauto besser als ein Dieselauto.
→ diese Äußerung geht im Gemurmel des Raumes unter und  
bleibt unbeantwortet
16. Fr. (Lehrkraft): Was hat Sie in Ihre Parteien geführt?
→ alle MdL schildern persönlichen Werdegang 
→ Grüne muss vorzeitig gehen, da Ausschusswoche
17. Fr. S: Wie kann man die Tierhaltung verbessern?
1. A. (CDU): - biologisch produziertes Fleisch sei wichtige, aber 
teuer
- Verbraucher entscheiden und müssen bereit sein 
auch mehr zu bezahlen
- es muss für Geringverdiener auch billige 
Lebensmittel geben
2. A. (AfD). - weniger Tiertransporte, mehr Schlachthöfe
- weniger Fleisch essen
94
18. Fr. S: Was kann man tun um Insekten zu schützen?
→  MdL beantworten die Frage nicht direkt, sondern erzählen  
Anekdoten 
19. Fr. S: Was halten Sie von einem einheitlichen Abitur in 
ganz Deutschland?
1. A. (AfD): - schwieriges Thema, da BRD sehr groß
- große Niveauunterschiede zwischen den 







- Vorstellung MdL und Klasse (5 min)
1.  Fr.  S:  Wo  steht  die  Linke  der  MLPD  nahe  und  wo 
unterscheiden sie sich?
1. A. (Linke): - hat sich nicht mit MLPD auseinandergesetzt, da 
zu marginal
- „Splittergruppe“
Nachfrage S: Ist die MLPD weiter links und extremer?
2. A. (Linke): - Splittergruppe ohne Relevanz, aber ja (4 min)
2. Fr. S: Mit welchen Parteien würde die Linke koalieren?
1. A. (Linke): - spricht Stadtrat Dresden an (Linke, Grüne, SPD, 
Piraten)
- nennt SPD und Grüne als Parteien mit großen  
Schnittmengen
- hält eine Koalition im Landtag für eher 
unrealistisch
(2 min)
→ AfD kommt dazu, war noch im Wahlkreis unterwegs
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3.  Fr.  S:  Was  erhoffen  Sie  sich  von  den  nächsten 
Landtagswahlen?
1. A. (CDU): - erwartet harten, intensiven Wahlkampf
- hofft, dass CDU wieder stärkste Kraft wird
- erwartet Koalition „der bürgerlichen Mitte“ (1 min)
2. A. (AfD): - will ebenfalls stärkste Kraft werden
- falls Linke und AfD zusammen 50% erhalten sei 
Ähnliches wie bei Oberbürgermeisterwahl in 
Görlitz zu erwarten
- erwartet Bestrebungen AfD zu verhindern 
Minderheitsregierung)
- spekuliert über Änderungen der 
Geschäftsordnung des Landtags um AfD 
Landtagspräsidenten zu verhindern
- „Schlüssel liegt bei CDU“ ,  wirbt für Koalition
(3 min)
3. A. (Linke): - „Richtungswahl“
- bezeichnet AfD als „extreme Rechte“
- schließt Koalition aus AfD und CDU nicht aus  
(„Machterhalt der CDU“)
- hat große Sorgen vor der Wahl (2 min)
Nachfrage:  Ist  eine  AfD  –  Regierung  eine  Gefahr  für 
Sachsen?
1. A. (Linke): - „ja, absolut“
-  zieht  historische Parallelen zu NSDAP, betont  
aber „keine Gleichsetzung“
- nennt Polen als Beispiel für Rechtsruck und 
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Erosion der Demokratie
- Österreich und „Ibiza – Video“ als Beispiel für  
„Skrupellosigkeit“ der rechten Regierungen (2 min)
→  AfD lässt  ausreden,  danach massiver  Widerspruch gegen  
NSDAP Vergleiche, Appell  sich um „eigene Angelegenheiten“  
zu kümmern
4. Fr. S: Wie positionieren Sie sich zu der Aussagen, dass 
AfD – Wähler größtenteils Protestwähler seien?
1. A. (AfD): - kann sein, jedoch nicht alle
- kritisiert die „etablierten Parteien“ für deren Arbeit 
der letzten 10 Jahre und erklärt damit deren 
Zustimmungsverlust (2 min)
5.  Fr.  S:  Warum  hat  die  AfD  in  Ostdeutschland  bei  der 
Europawahl so gut abgeschnitten?
1. A. (Linke): - Sachsen hat „Tradition“ von rechtsradikalen 
Parteien
→ Vergleich mit NPD (AfD bestreitet Aussage)
-  nach Wende große Unsicherheit,  welche erst  
nach Jahren von bestimmter Bevölkerungsschicht 
überwunden  wurde  → gefühlte  Bedrohung  des  
erarbeiteten Status durch Globalisierung, Trump,  
ungelöste Flüchtlingskrise → Protestwahl
- GroKo auf Bundesebene seit langer Zeit, 
Unterschiede zwischen CDU und SPD 
verschwinden („Konsenssoße“) → Wähler äußern 
Protest durch AfD - Wahl
- hält Entwicklung für gefährlich
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Nachfrage  S:  Die  Ursachen  sind  also  in  der  Wende  zu 
sehen?
2. A. (Linke): - „mehr oder weniger“ (4 min)
3. A. (CDU): - „Konsenssoße“ sei nicht korrekt
-  verteidigt  große  Koalition,  obwohl  selbst 
unzufrieden
- Analyse der Linke zum AfD – Erfolg sei richtig
- letzte 30 Jahre sind Ursache 
- Veränderungsprozesse in Ostdeutschland sehr  
schnell
(Bevölkerungsverlust etc.)
- kritisiert Medien für Darstellung der 
Ostdeutschen
- zu Europa: - Entwicklung zurück zu 
Nationalstaaten mit  geschlossenen Grenzen sei  
fatal
- Europa unumgänglich als Gegenpol zu 
Trump und China
- AfD sei das Gegenteil ( 3 min)
4. A. (AfD): - AfD geht nicht auf die harten Anfeindungen der 
anderen Parteien ein
- „Wir sind Europafreundlich aber EU – kritisch.“
- schildert Mängel des EU - Systems
-  kritisiert  Umgehung  des  Subsidiaritätsprinzips  
der EU
→ kurzer Exkurs in Wirtschafts- und Geldpolitik
- zu starkes Gefälle zwischen wirtschaftlich 
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starken und schwachen Staaten der EU (2 min)
→ AfD wird von Anderen MdL unterbrochen
6. Fr. S: Wie können Sie die jungen Wähler abholen (CDU), 
wie will die AfD die Klimafrage bearbeiten um junge Wähler 
zu erreichen?
1. A. (CDU): - bezieht sich auf Sachsen 
- gesteht Fehler der Parteiführung im Umgang mit 
Rezo – Video ein, sieht CDU in Sachsen mit 
Kretzschmar aber gut aufgestellt
Nachfrage: Fällt die Unterscheidung von CDU auf Bundes- 
und Landesebene bei diesem Thema schwer?
2. A. (CDU): - ja, richtig
- am 1. 9. ginge es aber nur um Sachsen, 
Störfaktoren aus Berlin seien unerwünscht (3 min)
3. A. (AfD): (zu Klima)
- Klimapolitik sei Kernkompetenz der Grünen
-  100  Jahre  Braunkohleverstromung  sei  nicht 
möglich
-  Effekt  von  Fridays  for  Future  wäre  in  China 
stärker
- unterstützt Atomausstieg
- erklärt Funktionsweise des Stromnetzes
- kritisiert Schwerpunktverlagerung zu E – 
Mobilität und Vernachlässigung der Brennstoffzelle
- „Energiewende mit Augenmaß“
→ Innovationen in Batterietechnik um regenerative 
Energien zu speichern (5 min)
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7. Fr. S: Die Linke geht in Richtung Anarchie. Wie wollen 
Sie ein offenes Deutschland umsetzen und gestalten? 
1. A. (Linke): - (lacht) keine anarchistischen Bestrebungen
- führt Regierungsbeteiligungen in Berlin, 
Thüringen und Dresdener Stadtrat als Belege an
- Linke möchte eine weltoffene Gesellschaft
→ bedeutet nicht offene Grenzen, betont, dass es 
faktisch keine absolut offenen Grenzen gäbe
→ erklärt Ablauf eines Asylverfahrens
Nachfrage:  Wie  begründen  Sie  die  stattfindenden 
Abschiebungen?
2. A. (Linke): - erläutert Unterschied zwischen Asylsuchenden  
und Flüchtlingen (Asyl = politisch verfolgt; Flucht = 
viele Ursachen)
3. A. (CDU): - Flucht sei zentrales Thema der deutschen 
Gesellschaft
- geht nochmals auf Asylverfahren ein
- betont mangelnde Kooperation der 
aufnehmenden Staaten
- Kernproblem kann nicht durch „Mauern und 
Zäune“ gelöst werden
→ Ungleichheit auf der Welt muss beseitigt 
werden, richtet Appell an junge Generation
Nachfrage:  Was  kann  man  tun  um  Fluchtursachen  zu 
bekämpfen?
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4. A. (Linke): - „Genau die richtige Frage“
- unser  Wohlstand basiere auf  Armut der  dritten 
Welt 
→ bewusster Leben
5. A. (CDU): - Entwicklungshilfe immer wichtiger
6. A. (AfD): - Freihandel der EU sollte überdacht werden
→ Export unserer Güter nach Afrika schädige 
lokale Produzenten
→ insgesamt 12 min







MdL stelle sich vor (10 min)
1. Fr. S: Wie funktioniert eine Parteikarriere?
1. A. (AfD): - große Unterschiede zwischen den Parteien
- gibt detailliert eigenen Werdegang wieder (4 min)
2. A. (CDU): - erklärt zunächst die 2 Möglichkeiten in den 
Landtag zu kommen
- betont Dauer des Prozesses
- beschreibt eigenen Werdegang (2 min)
3. A. (Linke): - ebenfalls individuelle Antwort
- wirbt für politisches Engagement der SuS (4 min)
2. Fr. S: Was halten Sie von Wegwerfplastik?
1. A. (AfD): - erzählt zunächst Anekdote aus Urlaub
- kritisiert v. A. Die Verschmutzung der Meere
- betont, dass Deutschland das Problem nicht 
allein lösen kann
- „Im arabischen Raum gibt es kein Bewusstsein 
zur Müllvermeidung.“ (3 min)
2. A. (CDU): - stimmt AfD zu
- Eigenverantwortung sei wichtig
- Diskussion um Umweltschutz sei wichtig, aber  
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jeder müsse Bequemlichkeit überwinden
- Wertstoffkreislauf muss verbessert werden 
(2 min)
→ AfD ergänzt: -  „Mehrweg ist  in  der  Industrie  ebenfalls  
haarig.“
- hoher Energieaufwand beim Reinigen der 
Behälter
3.A. (Linke): - bezieht sich konkret auf Wasserspender im 
Landtag, will mit Verwaltung über nachhaltige 
Becher reden
- lobt Engagement von Fridays for Future
- betont ebenfalls Eigenverantwortung (3 min)
4. A. (CDU): - fordert auf regionale Produkte zu kaufen, auch  
um Handwerk zu unterstützen (1 min)
Nachfrage: Das waren jetzt Ihre Ansichten. Wie steht Ihre 
Partei dazu?
1. A. (AfD): -  bei  Müllproblem keine Unterschiede zwischen  
den Parteien
- anders bei Klimawandel, betont, dass dieser 
nicht menschengemacht sei
→betont, dies sei auch Meinung der Partei
- Vulkanausbrüche und die Sonne beeinflussten  
das Klima
2. A. (Linke): - widerspricht AfD
- erläutert Standpunkte mit Import von Bananen  
und Granit aus Asien und damit verbundenem 
Rohstoffaufwand (2 min)
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3. A. (CDU): - erklärt, warum politische Prozesse lange dauern
-  nutzt  als  Beispiel  Waldsterben  im Erzgebirge  
( Klasse kommt aus Erzgebirge)
- betont globales Ausmaß des Problems
3.  Fr.  S:  (an  CDU)  Mit  wem  würden  sie  eine  Koalition 
eingehen?
1. A. (CDU): - nicht mit Linke oder AfD (persönliche Meinung)
- Entscheidung liegt beim Wähler
- Mehrparteienkoalition denkbar, aber schwierig da 
viele Kompromisse nötig
- Minderheitsregierung ebenfalls denkbar (3 min)
4. Fr. S: Wie stehen Sie zur Legalisierung von Marihuana?
1. A. (AfD): - wird nicht passieren, da Einstiegsdroge
(sei auch Parteistandpunkt)
- schildert Erfahrung aus persönlichem Umfeld 
(2 min)
2. A. (CDU): - schließt sich AfD an (1 min)
3. A. (Linke): - Cannabis sei seit Jahrhunderten Medizin
- ist von anderen Süchten entkoppelt zu 
betrachten
- weißt auf Beschaffungskriminalität hin
- Drogenpolitik staatlich anders gesteuert werden
- intensivere Betrachtung notwendig (3 min)
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5. Fr. S: Warum wird in Berufen, in denen Mangel herrscht, 
ärzte und Lehrer, der NC nicht gesenkt?
1. A. (AfD): -  wichtiges Thema,  alle  Parteien  befassen sich  
damit
→ schwenkt dann auf Mangel im Handwerk, 
fordert Stärkung der Oberschulen (3 min)
2. A. (CDU): - hält „gewisse Hürden für wichtig“, muss aber an 
Bedarf ausgerichtet werden
- Wandel des Arbeitsmarktes zum Bewerbermarkt
(4 min)
3. A. (Linke): - betont mangelnden Sinn des Quereinstiegs in  
Lehramt
→ pädagogische Ausbildung werde damit 
diskreditiert
- NC abschaffen oder senken sei nur ein Teilschritt
- fordert grundsätzlich neues Konzept von Schule 
(6 min)
6.  Fr.  S:  Warum  ist  die  Digitalisierung  an  deutschen 
Schulen so rückständig?
1. A. (AfD): - an Grundschulen keine Digitalisierung nötig
- schrittweise Einführung von elektronischen 
Hilfsmitteln
- Bund beteiligt sich, viel Geld für Digitalisierung  
im Umlauf
-  Geschwindigkeit  des Internets an Schulen sei  
katastrophal (3 min)
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(gleiche MdL wie im Gespräch zuvor)
MdL stellen sich vor, mitunter wortwörtliche Wiederholung vom 
vorangegangenen Gespräch
(5 min)
1. Fr. S: fordern Sie höhere Strafen für Gaffer und Leute, 
die keine Rettungsgasse bilden?
1. A. (AfD): - hat es persönlich nie erlebt, kennt sich bei 
Thema nicht aus
- erzählt Anekdote (1 min)
2. A. (CDU): - meint, Strafen seien erhöht worden
S ergreift nochmals das Wort, schildert Erlebnis von Busfahrt  
zum Landtag, hält Plädoyer für empfindlichere Strafen (4 min)
2. Fr. S: Wie stehen Sie zur Legalisierung von Cannabis?
→ kurzes Lachen der MdL
→ identische Antworten wie in Gespräch zuvor 
(5 min)
3.  Fr.  S:  Warum  steht  einem  Flüchtling  am  Ende  des 
Monats  mehr  Geld  zu als  einem Deutschen,  der  Vollzeit 
arbeiten geht?
1. A. (AfD): - „großzügige Alimentierung ist eine Katastrophe“
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- Zuzug erfolgt aus wirtschaftlichen Gründen
- fordert bessere Löhne für deutsche Arbeiter und 
Begrenzung des Zuzugs mit Abschiebungen
Nachfrage S: (gekürzt) Der Durchschnittslohn in der Pflege 
liegt  bei  13  €,  Flüchtlinge  laufen  aber  mit 
Diamantohrringen durch die Straßen. Warum tut die Politik 
nichts?
2. A. (AfD): - Schattenwirtschaft durchaus vorhanden, schwer 
zu kontrollieren
3. A. (CDU): - keine Generalisierungen sondern 
Einzelfallbetrachtungen notwendig (bzgl. 
finanzieller Verhältnisse)
- zu Thema Pflege: höhere Löhne, 
gesellschaftlicher Diskurs über Ausgestaltung der 
Pflege notwendig
- betont, dass Deckung des Bedarfs in der Pflege 
durch deutsche Arbeitskräfte nicht machbar sei
4. A. (AfD): - häusliche Pflege sollte gestärkt werden
5. A. (Linke): → geht wieder auf Ausgangsfrage ein
- „Wenn man einem Flüchtling 100 € wegnimmt, 
dann hat der Pfleger keine 100€ mehr.“
- appelliert an Verständnis für wirtschaftliche 
Fluchtursachen
- in Deutschland sollte kategorisch jeder nach tarif 
bezahlt werden
→ S meldet  sich  zu  Wort:  „Fremdenfeindlichkeit  kommt 
nicht  von  ungefähr.“  schildert  anschließend  persönliche  
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Erfahrungen und Ängste
6. A. (Linke): - „Es gibt noch viel zu tun.“
→ an dieser Stelle entsteht eine kurze Diskussion
→ „anderer Kulturkreis“
→ „Recht des Stammesältesten“
- berichtet von Untersuchung zum 
Sicherheitsgefühl in Dresdener Straßenbahnen
 (Umfrage zu Sicherheitsgefühl von Migranten und Deutschen)
4. Fr. S: Was sagen Sie zum Ärztemangel auf dem Land?
1. A. (AfD): - keine Schulen mehr schließen, keine Kitas mehr 
schließen, „rollende Praxen“ etablieren
- „komplexe Gemengelage“
2. A. (CDU): - bringt Beispiel aus Stollberg
- es braucht Anreizsysteme um Menschen in den 
ländlichen Raum zu locken
- stellt verschiedene technologische 
Möglichkeiten zur Bekämpfung des Ärztemangels 
vor, immer bezogen auf eigenen Wahlkreis
3. A. (Linke): - bezieht sich ebenfalls auf Erzgebirge, sieht 
Probleme nicht nur im Ärztemangel, sondern 
generell
- Politik muss massiv Infrastruktur fördern
3. A. (AfD): - Partei fordert kostenlosen ÖPNV für Schüler und 
Senioren
- individuelle Ausstattung der Kommunen mit 
Geldern
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→  Moderator  sammelt  aus  Zeitmangel  Fragen,  Antworten  
kommen  in  unregelmäßiger  Reihenfolge  (hier  nachträglich  
geordnet)
5.  Fr.  S:  Wie  ist  der  private  Umgang  der  Abgeordneten 
untereinander?
1. A. (CDU): - sachorientierter, vernünftiger Umgang
2. A. (AfD): - stimmt zu
3. A. (Linke): - professionelles Miteinander
6. Fr. S: Was halten sie von Fridays for Future?
1. A. (AfD): - „nicht begeistert“
- „Der Mensch ist nicht für den Klimawandel 
verantwortlich sondern die Sonne.“
- CO2 ist lebensnotwendig, ein Verzicht auf CO2 
nicht möglich
Nachfrage S:  Warum sind sich 99% der  Wissenschaftler 
einig?
2. A. (AfD): - widerspricht, weist auf IPCC hin und das 
kritische Wissenschaftler dort nicht berücksichtigt 
würden
3. A. (Linke): - (zu Ausgangsfrage) „gute Sache“
→ erzählt wiederum Anekdote mit Pflastersteinen 
für Marktplätze im Erzgebirge
4. A. (CDU): - Interesse für Zukunft sei wichtig
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- Aber:- nicht während Schulzeit (wenigstens am 
Nachmittag)
- man muss weiterdenken, keine „Politik mit 
der Brechstange“ 
- kommt auf Braunkohleausstieg und Probleme  
in der Lausitz zu sprechen
7. Fr. S: Was denken sie über Art. 13?
→  es  entsteht  ein  eher  offenes  Gespräch,  keine  Frage  –  
Antwort Struktur






- AfD – MdL erscheint nicht, Linke – MdL verspätet, Beginn 10  
min verzögert
MdL stellen sich vor, berichten eigenen Werdegang (4 min)
→ SuS sehr zurückhaltend, MdL fordern mehrmals zu Fragen  
auf
1. Fr. S: Wollten Sie schon immer in die Politik? (4 min)
1. A. (CDU): - schildert nochmals Werdegang, nur detaillierter
2. A. (Linke): -  schildert  ebenfalls  detailliert  Werdegang,  sehr  
humorvolle, anekdotisch
→ wiederum längere Pause
2. Fr. S: Warum sind Sie in Ihrer Partei? (4 min)
1. A. (Linke): - gibt individuelle Antwort
2. A. (CDU): - ebenfalls individuelle Antwort
→ MdL erklären in ihren Ausführungen kurz Sozialismus (Linke) 
und soziale Marktwirtschaft (CDU)
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3. Fr. S: Nehmen Sie Fridays for Future ernst?
1. A. (CDU): - ja, aber... (siehe Antwort letztes Gespräch)
- appelliert an Eigeninitiative der SuS und Vernunft 
des politischen Handelns
- Dem Bürger muss eine Wahl bleiben (3 min)
2. A. (Linke): - unterstützt Demos während der Schulzeit
- betont, dass Fridays for Future Thema ins 
öffentliche Bewusstsein gerückt hat obwohl Fakten 
schon lange bekannt
- stimmt CDU zu, Verbote würden nicht helfen
-  Politik  muss  sich  um funktionierenden  ÖPNV  
bemühen
- individuelle Mobilität muss neu organisiert 
werden
(4 min)
- Wiederum Pause, SuS stellen auch nach Aufforderung keine  
Fragen
- Linke macht Smalltalk, fragt nach Plänen für den Nachmittag
4. Fr. (Lehrkraft): Wie verlief der Übergang von SED zu PDS 
zu Die Linke?
1. A. (Linke): - klärt über Vorgang auf und unterscheidet 
zwischen Namensänderung und Neugründung
- erläutert kurz Geschichte der Partei (2 min)
5. Fr. S: Was sind Ihre Ziele für die Landtagswahl?
→  Frage  erst  nach  wiederholter,  deutlicher  (humorvoll)  
Aufforderung
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1. A. (CDU): - Region voran bringen
- Direktmandat gewinnen
- Infrastruktur in Wahlkreis verbessern (3 min)
2. A (Linke): - „ist große Herausforderung“




- Infrastruktur und somit Lebensqualität auf dem 
Land fördern (5 min)
6. Fr. S: Was halten Sie von Art. 13 und Uploadfiltern?
1.A. (Linke): - (im Spaß) „Welchen Art.13 meine Sie denn?“
- Fehler der EU
- Urheberrecht ist trotzdem wichtig
- Rechte der Künstler schützen ist unerlässlich
→ sei bis jetzt nur schlecht umgesetzt (3 min)
2. A. (CDU): -  Recht  im digitalen und analogen Raum muss  
gleich sein
- Betreiber der entsprechenden Plattformen 
müssen in die Pflicht genommen werden
→ Prozess sei noch nicht abgeschlossen
→ als an dieser Stelle keine Fragen mehr kommen beenden  
die MdL das Gespräch deutlich vor der Zeit
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